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Forderung nach Freilassung der letzten Gefangenen aus der 
RAF. Vorgetragen auf der XI. Rosa-Luxemburg-Konferenz 


Weitere Inhaftierung ist 
nicht zu legitimieren 


Die RAF (Rote Armee Fraktion) war eine 
Stadtguerilla-Gruppe, die in der BRD in Zu- 
sammenhang mit den weltweiten Befrei- 
ungskämpfen 1970 entstand. Viele Linke 
hatten immer ein sehr kritisches bis ableh- 
nendes Verhältnis zu ihr. Spätestens seit ih- 
rer Selbstauflösung Anfang der 90er Jahre 
spielt sie keine Rolle mehr. Aber noch im- 
mer befinden sich ehemalige Aktive der mi- 
litanten Struktur in Haft: Brigitte Mohn- 
haupt und Christian Klar seit 1982, Eva 
Haule seit 1986 und Birgit Hogefeld seit 
1993. Normalerweise können zu lebens- 
länglicher Haft Verurteilte nach zwölf oder 
15 Jahren aus dem Strafvollzug entlassen 
werden - für Christian Klar, Brigitte Mohn- 
haupt und Eva Haule wurden jedoch von 
der Bundesanwaltschaft Mindesthaftzeiten 
von 26, 24 bzw. 21 Jahren beantragt. Mitt- 
lerweile liegen Gnadengesuche bzw. Anträ- 
ge auf Haftentlassung (zum Teil schon seit 
einigen Jahren) vor. 


Freiheit für die Militanten 
aus Action Directe | 
Aufruf von Nipf! zum 25. Februar 06 


Die Militanten aus Action Directe, die seit dem 
21. Februar 1987 inhaftiert sind, haben ihre 
Mindeststrafe von 18 Jahren seit einem Jahr 
abgesessen (Regis Schleicher seit 7 Jahren, er 
ist seit 1984 im Gefängnis). Sie können jetzt 
auf Bewährung freigelassen werden. Bis jetzt 
sind alle diese Anträge mit der Begründung 
abgelehnt worden, dass sie ihren Aktionen 
nicht abgeschworen haben. In Wirklichkeit 
sind sie politische Geiseln. Nathalie Menigon, 
die in Bapaume sitzt, hat immer noch diskri- 
minierende Haftbedingungen. Trotz ihres sehr 
prekären Gesundheitszustandes (nach zwei 
Schlaganfällen) wurden ihre beiden Anträge 
auf Haftverschonung aus medizinischen 
Gründen abgelehnt. Vor einem Monat stellte 
sie einen dritten Antrag, nachdem es ihr alar- 
mierend schlecht ging. Nach einer starken Mo- 
bilisierung konnte Joelle Aubron über diesen 
Weg aus der Haft entlassen werden. Nach ei- 


Wir Unterzeichner beziehen zum Teil un- 
terschiedliche politische Positionen. Ge- 
meinsam halten wir jedoch die langjährige 
Einkerkerung der Gefangenen aus der RAF 
für einen eklatanten Verstoß gegen Men- 
schenwürde und Menschenrechte. Auch 
nach bürgerlich-demokratischen Gesichts- 
punkten ist eine weitere Inhaftierung der 
Gefangenen nicht zu legitimieren. Deshalb 
fordern wir die politisch und juristisch Ver- 
antwortlichen der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf: Lasst endlich Eva Haule, Birgit Ho- 
gefeld, Brigitte Mohnhaupt und Christian 
Klar frei! An die Linke im Land appellieren 
wir, die Gefangenen nicht in Vergessenheit 
geraten zu lassen und sich aktiv für ihre 
Freilassung einzusetzen. 

Dietmar Koschmieder (Verlag 8. Mai, Ta- 
geszeitung junge Welt) e Reinhard Thiele 
(Cuba Si) ® Prof. Wolfgang Richter (Ge- 
sellschaft zum Schutz von Bürgerrecht 
und Menschenwürde e. V., GBM) e Mich- 


ner Operation eines Gehirntumors wurde sie 
von Gutachtern für haftunfähig erklärt. 

Der Justizminister P. Clement erdreistet sich 
nun zu sagen: „Wenn ich höre, dass ehema- 
lige Terroristen, die keine Reue gezeigt haben, 
auf Märkten zum Einkaufen gehen, obwohl sie 
doch, wie es hieß, mit dem Tode ringen ... dann 
ist mir das unerträglich. Kranke, auch wenn 
sie an einer schweren Erkrankung leiden, aber 
noch nicht an der ‚Schwelle des Todes’ stehen, 
haben von diesem Gesetz nicht zu profitieren.“ 

Georges Cipriani, der wie die anderen einer 
Sonderbehandlung und langer Phasen der Iso- 
lation ausgesetzt gewesen war, musste an- 
derthalb Jahre im Gefängniskrankenhaus von 
Saargemünd behandelt werden, bevor er in 
das Gefängnis von Ensisheim zurückverlegt 
werden konnte. Jean-Marc Rouillan, der in 
Lannemezan sitzt, hat gegen die Ablehnung 
der Bewährung Widerspruch eingelegt. Die 
Entscheidung wird am 28. Februar bekannt 
gegeben. 

Aus Anlass des Beginns ihres zwanzigsten 
Haftjahres finden vor den Gefängnissen, in de- 
nen sie eingesperrt sind am Samstag; den 25. 


Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


ael Grüß (Sozialistische Deutsche Arbei- 
terjugend, SDAJ) e Arne Brix (‘solid - die 
sozialistische Jugend) e Markus Plag- 
mann (IG-Metall-Jugend Berlin/Branden- 
burg/Sachsen) e Daniel Wucherpfennig 
(DGB-Jugend Berlin/Brandenburg) ® 
Klaus Hartmann (Deutscher Freidenker- 
Verband) e Dr. Werner Seppmann (Marx- 
Engels-Stiftung) ® Peter Steiniger (Aven- 
tura, Berlin) e Gunter Reimann (Roter Ok- 
tober) Quelle: junge Welt, 1.2.06 
Die Angabe in Klammern gibt Auskunft darüber, 
für welche Organisation die Unterzeichner bei 
der Konferenzvorbereitung mitgewirkt haben 


Februar Kundgebungen statt. Es geht darum, 
unsere Solidarität auszudrücken und unsere 
Ablehnung der Erpressung „Abschwören ge- 
gen Freilassung“ und ihrer Verurteilung zum 
langsamen Tod. Dieses Jahr rufen die Mili- 
tanten aus Action Directe zur Solidarität mit 
Georges Ibrahim Abdallah auf, einem arabi- 
schen Kommunisten, der seit Oktober 1984 ge- 
fangen ist und zur Zeit in Lannemezan sitzt. 
Wir haben zusammen den gemeinsamen Feind 
bekämpft und wir haben Tag für Tag die glei- 
che Gefängnisgewalt ertragen. (..) Über ihn so- 
lidarisieren wir uns mit allen Genossinnen und 
Genossen der revolutionären, antiimperiali- 
stischen Linken, die es ablehnen ihre Engage- 
ment und ihre vergangenen Aktionen zu ver- 
leugnen.“ 

Es geht darum, die Vernichtungsmaschine 
zu stoppen und unsere GenossInnen der Ge- 
fangenschaft zu entreißen! 

Kommt zahlreich am Samstag den 25. Fe- 
bruar vor die Gefängnisse Bapaume (12:00 
Uhr), Ensisheim (16:00 Uhr) und Lannemezan 
(14:00 Uhr) 

Collectif „Ne laissons pas faire ! 


Wunschkatalog der 
Polizei durchgesetzt 


Die Proteste gegen die Nato-Sicher- 
heitskonferenz in München waren 
nur mit starken Reglementierungen 
möglich 


„Sportlich: US-Verteidigungsminister 
Rumsfeld spielt in München Squash“. Mit 
dieser Schlagzeile informierte eine vielge- 
lesene Münchner Boulevardzeitung am 
Samstag über die Nato-Sicherheitskonfe- 
renz, die die bayerische Hauptstadt am 4. 
und 5. Februar prägte. Am Freitag und 
Samstag des ersten Februar-Wochenendes 
gingen Kriegsgegner auf die Straße, die 
Rumsfeld nicht mit lockerer sportlicher 
Betätigung, sondern mit dem Folterlager 
Abu Ghraib und mit dem Irakkrieg in Ver- 
bindung brachten. 

Vor allem aber befürchten viele Kriegs- 
gegner, dass Rumsfeld schon Angriffsplä- 
ne gegen den Iran entwickelt. Auf Plaka- 
ten, Bannern und Transparenten wurde auf 
der zentralen Demonstration gegen die Na- 
to-Sicherheitskonferenz am Samstagnach- 
mittag vor einen Angriff auf den Iran ge- 
warnt. Ca. 3000 Menschen zogen durch die 
Münchner Innenstadt. Die Polizei war mit 
einem Großaufgebot vertreten. Immer wie- 
der geriet der Zug ins Stocken, weil De- 
monstrantInnen festgenommen wurden. 
Der Grund waren kleine Plakate, auf denen 
Rumsfeld als Kriegsverbrecher bezeichnet 
wurde. Die Polizei hatte Anweisung jeden 
Träger eines solchen Plakates sofort ding- 
fest zu machen und wegen Beleidigung an- 
zuzeigen. Das rief bei den Demonstranten 
große Empörung hervor. Claus Schreer, ei- 
ner der Sprecher gegen die Sicherheitskon- 
ferenz sprach von Zensur. Das war aber 
nicht der einzige Repressionsversuch gegen 
die Demonstration. 

Verboten wurde vom Polizeipräsidiums 
München „das Mitführen und Tragen von 
Gesichtsmasken, mit denen das Vermum- 
mungsverbot karikiert werden soll.“ Das 
Münchner Kreisverwaltungsreferat schrieb 
im „Auflagenbescheid“ an die Veranstalter 
der Proteste: 

„Dem PP München liegen Erkenntnisse 
vor, dass bei dem Aufzug am 4.2.06 eine 
Vielzahl von Versammlungsteilnehmern 
mittels Benutzung von Gesichtsmasken das 
Vermummungsverbot ‚karikieren‘ will. 
Auch wenn die Benutzung dieser Masken 
grundsätzlich nicht darauf abzielt, eine 


Identifizierung zu verhindern und somit 
vom Vermummungsverbot nach $ 17a Ver- 
sammlungsgesetz nicht erfasst ist, besteht 
durch das massenhafte Verwenden dieser 
Gesichtsverdeckungen die Gefahr, dass aus 
der Anonymität dieser ‘Masse’ heraus 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, ins- 
besondere bei der zu erwartenden Atmos- 
phäre innerhalb des Aufzuges, begangen 
werden... Das Mitführen und Verwenden 
von Gesichtsmasken wird den Teilneh- 
mern/-innen untersagt. Hierunter fallen 
auch die Masken, die an einer Stabhalte- 
rung befestigt sind und nur zeitweise vor 
das Gesicht gehalten werden (sog. ‘Vene- 
zianische Masken’).“ 

Die Münchner Rechtsanwältin Angelika 
Lex erklärte, dass es ein einmaliger Fall sei, 
dass die Versammlungsbehörde fast wort- 
wörtlich den Wunschkatalog der Polizei 
übernommen habe. Mit der Begründung, in 
der Vergangenheit seien wiederholt Fest- 
nahmen der Polizei über Lautsprecherwa- 
gen bekannt gegeben und kommentiert 
worden, fordert die Polizei ungehinderten 
Zugang zu den Lautsprecherwagen. In den 
Augen von Polizei und Versammlungs- 
behörde haben solche Durchsagen aufhet- 
zenden Charakter. Die Intention der Aufla- 
ge ist klar: „Es geht hier nicht um den Zu- 
griff auf Straftäter, sondern um ein inhalt- 
liches Einwirken auf die Versammlung. 
Denn natürlich dürfen Demoveranstalter 
jederzeit den Ablauf der Versammlung 
kommentieren“, so die Juristin. 

Auch das musikalische Beiprogramm 
wurde polizeilich reglementiert. Die Ver- 
sammlungsbehörde und die Polizei verbie- 
ten diesmal nicht nur das Abspielen von 
Musiktiteln, die auf dem Index stehen oder 
strafbaren Inhalt haben. Selbst frei im La- 
den erhältliche Musikstücke durften nicht 
gespielt werden, wenn sie möglicherweise 
beleidigenden Inhalt haben. „Dabei kann 
„beleidigender Charakter“ mit „“alles, was 
einfach nicht gefällt“ übersetzt werden,“ so 
Lex. Als Beispiel wurde das Lied „“All Cops 
are Bastards“ der Gruppe Slime genannt. 

Peter Nowak 


Antifaschistischer 
Widerstand lässt sich 
nicht verbieten! 


Zur aktuellen Repression 
gegen AntifaschistInnen im Raum 
Stuttgart 


Die Chronik staatlicher Kriminalisierungs- 
versuche gegen den antifaschistischen Wi- 
derstand hat sich in Stuttgart in den letz- 
ten Jahren massiv verdichtet und nimmt 
teils äußerst skurrile Formen an. 
Beispielhaft hierfür steht etwa die Ge- 
schichte eines Stuttgarter Genossen, der in 


einem Verfahren wegen einem „Aufruf zur 
Straftat“ zu einer Bewährungsstrafe verur- 
teilt wurde, weil ihn ein Staatsschutzbe- 
amter mit dem Feldstecher beim Verteilen 
eines Flugblatts der Revolutionären Aktion 
Stuttgart (RAS) beobachtet haben will. Das 
Flugblatt schließlich diente auch zur Legi- 
timierung mehrerer Hausdurchsuchungen. 
Aufihm war nämlich zum Widerstand „mit 
allen Mitteln“ gegen Nazis aufgerufen wor- 
den, und dies in Verbindung mit einem mi- 
litanten Bild aus den 30er Jahren ... 

Hernach wurde beim antifaschistischen 
Protest gegen einen Naziaufmarsch in Hei- 
denheim gezielt Jagd auf den Genossen ge- 
macht. Da er auf der Flucht vor einer ver- 
mummten Sondereinheit mit einem nicht 
als solchen erkennbaren Zivilbeamten zu- 
sammengestoßen sein soll, war eine Be- 
währungsverlängerung und Schadenser- 
satz fällig. 


eben solchen „größeren“ Prozessen se- 

hen sich AntifaschistInnen mit einer 
wahren Flut an Anzeigen wegen Kleinst- 
delikten konfrontiert. Jugendarrest für 
„ehrabschneidende“ Parolen gegenüber 
Polizeibeamten, Geldstrafen für Schals auf 
Demos, Anrufe der Cops zuhause wegen 
Demobeteiligung etc., und in letzter Zeit 
immer wieder Anzeigen wegen der Ver- 
wendung durchgestrichener und zerschla- 
gener Hakenkreuze. Gerade die Stuttgarter 
Staatsanwaltschaft tut sich damit hervor, 
konsequent jedeN anzuzeigen, der mit der- 
artigen eindeutig antifaschistischen Sym- 
bolen an die Öffentlichkeit tritt, so zuletzt 
bei den „antifaschistischen Kehrwochen“ 
(www.antifa-kehrwochen.de.am) sowie bei 
den Protesten gegen den Nazi-Aufmarsch 
in Stuttgart am 28.01.2006. Dabei geht es 
u.a. um Publikationen der VVN, des Anti- 
faschistischen Bündnisses Stuttgart und um 
Symbole, wie sie im Zuge der staatlichen 
Antinazi-Kampagnen in allen bürgerlichen 
Medien präsent waren und auch heute noch 
etwa von Gewerkschaften verwendet wer- 
den. 

Mal müssen zur Legitimierung einer sol- 
chen Repressionspraxis japanische Touri- 
sten herhalten, die Symbole missverstehen 
könnten, mal muss verhindert werden, dass 
der Eindruck entstehen könnte, Nazis wür- 
den in Deutschland geduldet werden. Die 
Stuttgarter Staatsanwältin Sabine Maylän- 
der schließlich erdreistet sich in der SZ vom 
26./27.11.2006, antifaschistische Symbole 
im O-Ton als Mode-Gag unwissender Ju- 
gendlicher abzutun. Dabei ist alleine auf 
rein rechtlicher Ebene die amts- und land- 
gerichtliche Willkür nicht mit älteren BGH- 
Urteilen vereinbar (siehe u.a. PE der Roten 
Hilfe „Staatlicher Anti-Antifaschismus“ 
vom 24.12.2005 unter www.rote-hilfe.de 
und die Analyse des AKJ unter 
www.rewi.hu-berlin.de/stud/akj/ 
erklaerungen/offener_brief_86a.htm.). 


ie letzte Repressionsepisode staatlichen 
Anti-Antifaschismus in Stuttgart en- 


dete für zwei Betroffene nun im Knast in 
Stammheim. Was war passiert? Im Vorfeld 
des geplanten Nazi-Aufmarsches in Stutt- 
gart am 28.01.2006 fand eine Spontande- 
monstration von Antifas zur Wohnung der 
Anmelderin und Mitglied der „Kamerad- 
schaft Stuttgart“ statt. Dabei ging eine 
Scheibe der Faschistin zu Bruch. Im An- 
schluss nahm ein massives Polizeiaufgebot 
willkürlich 14 Personen fest, die sich im 
Stadtviertel aufhielten. Eine Person wurde 
am nächsten Tag frei gelassen, 11 Personen 
saßen bis am Samstag um 18 Uhr (d.h. bis 
nach dem Ende des Nazi- Aufmarsches) in 
Unterbindungsgewahrsam, zwei Personen 
blieben eine Woche in U-Haft sitzen bis zum 
Termin ihres Schnellverfahrens. Die Bedin- 
gungen im Knast sprachen allen formalen 
Rechten in einer solchen Situation Hohn: 
Die Betroffenen hatten teilweise keine 
Decke und/oder keine Matratze in ihrer Zel- 
le, eine Zelle hatte kein Wasser, eine ande- 
re stand unter Wasser, Telefongespräche 
wurden verweigert, die Annahme von Klei- 
dung in Stammheim ebenfalls etc. 

Für Freitag, den 3.2.2006, waren nun im 
Falle der zwei Personen in U-Haft und ei- 
ner weiteren Schnellverfahren angesetzt. 
Die Vorwürfe lauteten im Einzelnen: Land- 
friedensbruch, Landfriedensbruch und Ver- 
stoß gegen das Versammlungsgesetz (die 
Betroffene soll bei den sommerlichen Tem- 
peraturen Anfang Januar tatsächlich mit 
Mütze und Schal angetroffen worden sein 
= Vermummung) sowie schwerer Landfrie- 
densbruch. 

Ein Schnellverfahren wurde in ein nor- 
males Verfahren umgewandelt, der Ange- 
klagte kam frei. Eines endete mit einer Geld- 
strafe von 210 Euro (unter Strafvorbehalt), 
eines mit einer von 600 Euro (wg. zusätz- 
licher Vermummung). Deshalb saßen zwei 
Personen eine Woche in Stuttgart- Stamm- 
heim! Abermals ist allzu offensichtlich, 
dass die Repressionsbehörden einen weite- 
ren Versuch unternehmen, ein ab- 
schreckendes Exempel zu statuieren, um al- 
le diejenigen abzuschrecken, deren Antifa- 
schismus sich in bloßen Lippenbekenntnis- 
sen erschöpft. Dass sich durch dieses mas- 
sive Auftreten der antifaschistische Protest 
nicht einschüchtern lässt, wurde gleich am 
28.01.2006 unter Beweis gestellt, als ca. 
2000 AntifaschistInnen den ersten Auf- 
marschversuch von Nazis seit sechs Jahren 
in Stuttgart nach 100 Metern vereitelten. 

Gegen die breit gestreuten Angriffe des 
Staates gilt es, ein solidarisches Bündnis al- 
ler AntifaschistInnen zu bilden. Nur ge- 
meinsam können wir diesen Angriffen mit 
aller Entschiedenheit juristisch und poli- 
tisch entgegentreten. 


in wichtiger Teil der Solidaritätsarbeit 

bleibt natürlich weiterhin die konkrete 
Unterstützung der Betroffenen. Da uns 
möglicherweise noch eine ganze Reihe an 
Prozessen bevorsteht, bitten wir um finan- 
zielle Unterstützung für die Betroffenen. 
Bunte Hilfe Stuttgart, c/o Infoladen 
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Bundesweite Demonstration gegen 
Berufsverbote in Karlsruhe! 


12:00 Uhr, Kronenplatz Karlsruhe 


Gemeint sind wir alle! 


Seit Anfang des Jahres 2004 wird dem Hei- 
delberger Realschullehrer Michael Csasz- 


Ludwigstr. 110a, 70197 Stuttgart 

mail: buntehilfe@gm«.net 

Konto: Postbank Stuttgart, BLZ 600 100 
70; Kto.- Nr.: 372 42-702 
Presseerklärungen der Bunten Hilfe wurden 
in letzter Zeit u.a. veröffentlicht auf 
www.revolutionaere-aktion.de.am 
www.infoladenludwigsburg.de. 
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Verfassungsschutz 


Verfassungsschutz 
unterwegs 


Möglicherweise hat der Besuch des spani- 
schen Königs Juan Carlos I. in Stuttgart da- 
zu geführt, dass der Staatsschutz im Länd- 
le aktiv wurde. Der König kam auf private 
Einladung des Architekten Manfred Oster- 
wald nach Baden-Württemberg, wo er sich 
auch mit Ministerpräsident Günther Oet- 
tinger traf, der extra eine Russland-Reise 
abgesagt hatte. Mitglieder der Baskisch-Ba- 
dischen Gesellschaft wurden vom Staats- 
schutz und vom Verfassungsschutz ins Vi- 
sier genommen. Am Mittwoch, 1.2., ist ein 
geplantes Treffen des Verfassungsschutzes 
mit einem Vereinsmitglied geplatzt. 


Felix Singer (Name geändert), staunte, als 
am Sonntag das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz bei ihm an die Tür klopfte. Ein 
gut gekleideter, seriös wirkender Herr in Le- 


köczy aus politischen Gründen die Ein- 
stellung in den Schuldienst des Landes Ba- 
den-Württemberg verweigert. Im Septem- 
ber 2005 hat sich Hessen dieser Maßnah- 
me angeschlossen und Csaszköczy eine be- 
reits zugesagte Stelle verweigert. 

Über mehr als 12 Jahre hinweg wurde 
Csaszköczy vom Verfassungsschutz über- 
wacht. Für das Berufsverbot ausschlagge- 
bend war seine Mitgliedschaft in der An- 
tifaschistischen Initiative Heidelberg, von 
der er nicht bereit war, sich zu distanzie- 
ren. Damit wird die grundrechtswidrige Be- 
rufsverbotspraxis der BRD aus den 70er 
Jahren wiederbelebt, die der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 1995 als 
Verstoß gegen die Europäische Menschen- 
rechtskonvention verurteilt hat. Wir pro- 
testieren gegen die staatliche Bespitzelung 
und Einschüchterung, die sich potentiell 
gegen alle emanzipatorischen und poli- 
tisch unbequemen Bestrebungen richtet. 
Berufsverbote verstoßen gegen die Men- 
schenrechte und schaffen ein Klima der po- 
litischen Einschüchterung. 

Wir fordern die Einstellung und Rehabi- 
litierung Michael Csaszköczys und die Ab- 
schaffung der gesetzlichen Grundlagen der 
Berufsverbote! 

Weg mit den antidemokratischen Be- 
rufsverboten! Grundrechte verteidigen! 


derjacke stand ihm in der Dunkelheit um 
gegen 19 Uhr gegenüber. Der etwa 40-jähri- 
ge Dunkelhaarige nannte zunächst keinen 
Namen, stellte sich als Mitarbeiter des Bun- 
desamtes vor und hielt kurz einen Ausweis 
in die Dunkelheit. Er möchte sich mit dem 
Sohn deutsch-baskischer Eltern gerne ein- 
mal unterhalten, begründete er den über- 
raschenden Besuch. 

Völlig überrumpelt von dem späten Be- 
such und in Unkenntnis der rechtlichen Si- 
tuation vereinbarte Singer, sich am Mitt- 
woch mit ihm treffen zu wollen. Genaues 
sollte am Dienstag per Telefon vereinbart 
werden. Die Frage, worum es denn gehe, 
stellte er nicht. Es war ihm ohnehin klar. 
Kurz zuvor hatte der Vorsitzende der Bas- 
kisch-Badische Gesellschaft, in dem Singer 
Mitglied ist, Anrufe von der Staatsschutz- 
abteilung der Kriminalpolizei in Pforzheim 
erhalten, die nahe bei Stuttgart liegt. Auch 
der Staatschutz erkundigte sich über die 
Aktivitäten des Vereins und sprach von Er- 
mittlung auf Grund eines internen Erlasses. 

Um sich Rechtssicherheit zu verschaffen, 
setzte sich Singer mit Freunden in Verbin- 
dung, las Gesetzestexte und nahm Kontakt 
zur Presse und einem Anwalt auf. Im wur- 
de klar, dass der Geheimdienst in Deutsch- 
land keine Befugnisse dazu hat, ihn zu ei- 
nem Gespräch zu laden. Der Anwalt riet 
ihm, sich auf kein Gespräch einzulassen. 
Singer entschied sich aber dazu, den 
empörenden Vorgang; öffentlich zu ma- 
chen. „Dürfen wir jetzt keine Friedensmär- 
sche mehr initiieren oder die Städtepart- 
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nerschaft zwischen Pforzheim und Gerni- 
ka mit Leben füllen“, sagte er. Denn das Ziel 
des Vereins ist, einen „baskisch-badischen 
Austausch auf allen Ebenen als Beitrag zur 
kulturellen Vielfalt innerhalb eines verein- 
ten Europas zu fördern“. Im letzten Jahr 
stach vor allem der Friedensmarsch als Ak- 
tivität hervor. Gemeinsam hatten sich Bas- 
ken und Deutsche am 60. Jahrestag der 
Bombardierung Pforzheims auf den 
Fußweg nach Gernika gemacht. Als Zei- 
chen der Versöhnung liefen Sie die Strecke 
vom 23. Februar bis zum 26. April um ge- 
meinsam in Gernika dem 68 Jahrestag zu 
Gedenken, als die von Hitlers Legion-Con- 
dor die Stadt 1937 in Schutt und Asche leg- 
te, um Francos Putschtruppen zu unter- 
stützen. 

Sind Versöhnungsarbeit, Interstützung 
des Friedensforschungszentrums in Gerni- 
ka, ein Kultur- und Schüleraustausch nun 
verfassungsfeindliche Handlungen, welche 
die Beobachtung des Verfassungsschutzes 
und Ermittlungen des Staatsschutzes nach 
sich ziehen. Dass die beiden Organe, die seit 
dem Ende des Faschismus in Deutschland 
einer strikten Trennung unterliegen, zeit- 
gleich vorgehen, ist ebenfalls auffällig. Ob 
nur Singer oder auch andere Vereinsmit- 
glieder intensiv ausgeforscht wurden, ist 
unklar. Der Geheimdienstler ließ Singer 
wissen, dass er ein Auto habe, man sich al- 
so auch außerhalb der Stadt treffen könne. 
Er ist auch bei der Adresse, an die sich das 
Bundesamt gewendet hat, nicht polizeilich 
gemeldet. Der Geheimdienstler zog es in ge- 
nauer Kenntnis der Örtlichkeiten auch vor, 
nicht an der Eingangstür zu klingeln. Er 
klopfte lieber an einem Nebeneingang mit 
direktem Zugang zur Straße an dem her- 
untergelassenen Laden. Das verstärkt den 
Überrumpelungseffekt durch die Herren, 
die gerne im Dunkeln agieren. 

Singer geht auch davon aus, dass sein Te- 
lefon- und Emailverkehr überwacht wird. 
Nach dem Einschalten des Anwalts und der 
Presse hatte sich der Geheimdienstler zum 
vereinbarten Zeitpunkt nicht mehr telefo- 
nisch gemeldet. Erst am Mittwochnachmit- 
tag versuchte er am Telefon doch noch ein- 
mal nachzubohren und stellte sich nun als 
Herr von Derk vor. Er versuchte Singer in 
ein Gespräch zu verwickeln, ein Protokoll 
liegt vor. Unter anderem wollte er wissen, 
mit wem sich Singer inzwischen bespro- 
chen habe, was er längst durch die Über- 
wachung gewusst haben dürfte. 

Singer versuchte noch herauszufinden, 
was der Verfassungsschutz genau von ihm 
wollte. Da von Derk ihm das nicht sagen 
wollte, beendete er das Gespräch. Über die 
Ziele kann also nur spekuliert werden. Klar 
ist seit langem, dass deutsche Geheimdien- 
ste Interesse am Baskenland haben. Bei der 
Enttarnung von Manfred Schickenrieder 
2000 wurden strategischen Planungen des 
Geheimdienstes gefunden, die auch das 
Baskenland als strategisches Ziel der Ge- 
heimen definierten. 


Auch der Spitzel Klaus Steinmetz, den der 
Verfassungsschutz bis nahe an die bewaff- 
net kämpfende Rote Armee Fraktion (RAF) 
geschleust hatte, zeigte stets großes Inter- 
esse am Baskenland. Unter anderem ver- 
suchte der bei Besuchen in Nicaragua und 
Kuba enge Kontakte zu baskischen Flücht- 
lingen zu knüpfen. Steinmetz wurde da- 
nach 1993 enttarnt, als ein Mitglied derRAF 
aufeinem Bahnhof ums Leben kam. Selbst- 
mord lautet die offizielle Version, obwohl 
Zeugen von einer regelrechten Hinrichtung 
sprachen. (c) Ralf Streck den 2.2.2006 


Razzia bei LabourNet 
verfassungswidrig! 


Mit Beschluss vom 10.01.2006 hat die 6. 
Strafkammer des Landgerichts Bochum 
festgestellt, dass die Durchsuchung bei La- 
bourNet am 5.7.2005 rechtswidrig war. Das 
Landgericht gab damit den Beschwerden der 
beschuldigten Redakteurin Mag Wompel 
gegen den Durchsuchungsbeschluss und 
den Beschlagnahmebeschluss des Amtge- 
richts Bochum statt und schreibt in seiner 
Begründung: „Die Beschuldigte ist durch 
den Beschluss und dessen Vollzug mögli- 
cherweise in ihrem Grundrecht aus Artikel 
5 GG, mit Sicherheit aber in ihren Grund- 
rechten aus Art. 2, 13 GG verletzt worden.“ 
Es wich damit auch im Übrigen von der bis- 
herigen Rechtssprechung der 10. Strafkam- 
mer des Landgerichts Bochum ab. 

Ausschlaggebend für das Landgericht war 
jetzt, dass kein bestimmter auf tatsächliche 
Anhaltspunkte gestützter konkreter Tatver- 
dacht füreine Urkundenfälschung gegen die 
Beschuldigte Mag Wompel vorlag. Es er- 
scheine „abwegig, annehmen zu wollen, der 
Verfasser des Bekennerschreibens, der er- 
kennbar anonym bleiben wollte, habe mit 
diesem Hinweis (auf die Kampagne Agen- 
turschluss des Vereins Labournet e. V.) sei- 
ne Identität offen legen wollen“. 

Darüber hinaus sprach nach Auffassung 
des Landgerichts einiges dafür, dass „der 
labournet.de e.V. unter dem durch Art. 5 
Grundgesetz garantierten Schutz der Pres- 


sefreiheit stand, auch wenn seine Tätigkei- 
ten nicht dem herkömmlichen Begriff von 
Presse entsprachen“. „Demzufolge hätte im 
angefochtenen Beschluss eine inhaltliche 
Abwägung zwischen der Schwere des Tat- 
vorwurfes und den Beeinträchtigungen der 
Pressefreiheit vorgenommen werden müs- 
sen, was nicht geschehen ist“. 

Der Beschluss sei aber auch aus anderen 
Gründen rechtswidrig, da keine bestimm- 
ten tatsächlichen Anhaltspunkte für einen 
konkreten Verdacht bestanden hätten, dass 
eine Straftat begangen worden ist und die 
Redakteurin als Täterin oder Teilnehmerin 
in Betracht kommt. „Die Verdachtsgründe 
müssen aber über vage Anhaltspunkte und 
bloße Vermutungen hinausgehen; es müs- 
sen sachlich zureichende plausible Gründe 
für eine Durchsuchung vorliegen. Daran 
fehlte es hier.“ 

Der Rechtsanwalt der Beschuldigten, 
Wolfgang Kaleck aus Berlin, kommentier- 
te den Beschluss des Landgerichts Bochum: 
„Der enorme Schaden für die Pressefreiheit 
und für den Verein Labournet, der durch die 
Durchsuchung der Staatsanwaltschaft Bo- 
chum am 05.07.2005 angerichtet wurde, 
kann natürlich durch den Beschluss des 
Landgerichts nur teilweise wieder gutge- 
macht werden. Auf der anderen Seite ist es 
der Bochumer Justiz hoch anzurechnen, 
dass sie ihre Rechtsauffassung geändert 
und dem pressefeindlichen Vorgehen der 
Bochumer Staatsanwaltschaft eine deutli- 
che Grenze gesetzt hat, die in Zukunft hof- 
fentlich von der Staatsanwaltschaft akzep- 
tiert wird.“ Im Übrigen kündigte er an, die 
Stellung von Dienstaufsichtsbeschwerden 
sowie von Entschädigungsansprüchen zu 
prüfen. 

Die verantwortliche Redakteurin, Mag 
Wompel aus Bochum, erklärt: „Es ist er- 
freulich, nach über 6 Monaten bestätigt zu 
bekommen, was uns und vielen unserer Le- 
serInnen klar war! Ich hoffe, dass dieser un- 
glaubliche Vorgang breite Beachtung bei 
Richtern und Staatsanwaltschaften in der 
ganzen Republik finden wird und sie vor 
weiteren Hausdurchsuchungen und Daten- 
schnüffeleien bei linken Medien - wie dies 
in der letzten Zeitin Mode zu kommen schi- 
en - absehen werden. Ansonsten fordere ich 
von der Staatsanwaltschaft Bochum, die- 
sen Beschluss umgehend 
zur Kenntnis zu nehmen, 
das Verfahren sofort ein- 
4 zustellen sowie alle 
rechtswidrig erlangten 
Daten zu vernichten.“ 

Der Beschluss des Land- 
gerichtes kann auf der In- 

ternetseite des Vereins im 
| Original als pdf-Datei her- 
“ untergeladen werden: 
www.labournet.de/uebe- 
runs/beschlagnahme/ 

. 1g100106.pdf 
Presseerklärung der Re- 

daktion des LabourNet 
Germany, 23.1. 2006 


as Gefangene verbindet und ihnen 

gemeinsam ist, ist vor allem die Mau- 
er, die sie umgibt und einschließt - eine ih- 
nen äußerliche Gewalt. In Gesprächen mit 
jungen Gefangenen ist von ihnen immer 
wieder zu hören, dass sie keine Freunde in 
der Haft finden und dass es wichtig und 
richtig sei, niemandem zu vertrauen. Es sei 
denn, sie entdecken einen Mitgefangenen 
gleicher Herkunft. 

Wenn sich heute Maria M. und Paolo Z. 
in Italien oder Ayse T. und Dogan A. in der 
Türkei auf den Weg nach Deutschland ma- 
chen, machen sie sich als Individuen oder 
vielleicht noch mit ihren Familien auf den 
Weg, aber sie kommen als „Völker“ an und 
sie werden zu Italienern, Türken usw., weil 
sie sich hier ihrer „community anschließen, 
die ihnen Schutz gewährt, die ihnen Arbeit 
besorgt, mit der und durch die sie sich ver- 
ständigen und politisches Gewicht ver- 
schaffen können. Von Anfang an bilden 
sich nach Nationalitäten getrennte Hilfs- 
vereine ...“ (1) (d’Eramo 1998:164) 

In den Jugendgefängnissen beobachten 
wir Ähnliches. Die deutschen Gefangenen 
berichten manchmal voller Bewunderung 
über ihre deutsch-russischen Mitgefange- 
nen, weil diese neu ankommende Deut- 
schrussen sofort mit allem versorgen, was 
jenen fehlt, beispielsweise Kaffee, Zucker 
und Tabak. Ein Jugendlicher türkischer 
Herkunft, der in Haft kommt, geht „natür- 
lich“ auch direkt auf die inhaftierten Ju- 
gendlichen seiner Herkunft zu. Einige deut- 
sche Gefangene ohne Migrationshinter- 
grund vermissen diesen Zusammenhalt un- 
ter sich. 

Das allgemeine Merkmal der Insassen der 
Justizvollzugsanstalten ist die Tatsache, 
dass alle einen Haftbefehl haben. Sie sind 
dringend verdächtig, eine oder mehrere 
Straftaten begangen zu haben, oder des- 
wegen verurteilt worden. Erving Goffmann 
hat in seinem zuerst 1963 erschienenen 
Buch „Stigma. Über Techniken der Bewäl- 
tigung beschädigter Identität“ zu bedenken 
gegeben, ob „alle Abweichenden genug 
Gemeinsamkeit haben, um eine spezielle 
Analyse zu rechtfertigen; weit mehr unter- 
scheidet sie voneinander, als sie Gemein- 
samkeiten haben...“ So gebe „es auch Per- 
sonenkategorien, die von den Forschern der 
Gesellschaft erst geschaffen und dann von 
ihnen studiert wurden.“ (2) (Goffmann 
1980:172) 


Der Begriff „Intensivtäter" 


Am Beispiel des polizeilichen Begriffs des 
jugendlichen „Intensivtäters“ kann gezeigt 
werden, wie wenig die Kategorien krimi- 
nell, abweichend, deviant, delinquent usw. 
geeignet sind, die Persönlichkeit junger 
Menschen zu verstehen oder sie zu charak- 
terisieren: Selbst die aktivsten der von der 
Polizei als „Intensivtäter“ bezeichneten Ju- 
gendlichen sind keine acht Stunden am Tag 
damit beschäftigt, Straftaten zu begehen. 
Es hat überhaupt noch keine Untersuchung 
gegeben, die uns Auskunft darüber geben 


könnte, wie viele Minuten bzw. Stunden die 
als Straftäter bezeichneten Jugendlichen in 
ihrem Leben mit dem Begehen von straf- 
baren Handlungen verbracht haben. Aber 
ständig werden sie genau darauf reduziert. 
Auf dem 26. Deutschen Jugendgerichtstag 
vom 25. bis 28. September 2004 in Leipzig 
ist im Arbeitskreis „Grenzen der Erziehung 
- Intensivtäter außen vor?“ in Abgrenzung 
zum polizeilichen Konzept des „Intensivtä- 
ters“ deutlich gemacht worden, dass es bis- 
her nur unzureichend erforscht ist, wie aus 
Jugendlichen in Schwierigkeiten schwieri- 
ge und schwierigste Jugendliche werden. 
(3) (DVJJ 2004) 

Für mich ist auch immer wieder erstaun- 
lich, dass wenig bekannt ist, wie relativ we- 
nige Jugendliche und Heranwachsende in 
der Bundesrepublik inhaftiert werden. Nach 
einer dreitägigen Veranstaltung über Ju- 
gendgewalt, in der auch über Krimina- 
litätsfurcht und die Rolle der Medien bei der 
Skandalisierung der Jugendlichen als im- 
mer gewalttätiger informiert und diskutiert 
wurde, habe ich in Köln das Publikum ge- 
fragt, wie hoch denn ihrer Schätzung nach 
die Zahl der Jugendlichen aus Köln ist, die 
zur Zeit inhaftiert sind: über 1000, zwischen 
500 und 1000, zwischen 100 und 500 oder 
unter Hundert? Zwei Drittel der Anwesen- 
den schätzten 500 und mehr. Nur ein ein- 
ziger hat richtig gelegen und für „unter 
100“ plädiert. In einer Millionenstadt wie 
Köln sind zu einem beliebigen Stichtag ca. 
60 Jugendliche und Heranwachsende in 
Haft. Sozusagen drei Schulklassen. Die 
Zahlen aus den skandinavischen Ländern 
zeigen, dass auch diese Haftzahlen in der 
Bundesrepublik weiter reduziert werden 
könnten. Das zeigt sich beispielhaft an der 
Entwicklung der Zahl der inhaftierten 
nichtdeutschen Gefangenen. 


„Eine gute Sozialpolitik ist die 

beste Kriminalpolitik“ 

Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre gab 
es in der Bundesrepublik vier Studien zur 
Kriminalität von Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund, die in der Tradition von 


Franz von Liszt („Eine gute Sozialpolitik ist 
die beste Kriminalpolitik“) eine Reihe von 
Forderungen aufstellten, ergänzt um aus- 
länderrechtliche Verbesserungsvorschläge. 
Heute sitzen die Kinder der damals Inhaf- 
tierten in den Jugendstrafanstalten, wir ha- 
ben ein Zuwanderungsgesetz, das sich als 


Zuwanderungsbegrenzungsgesetz ver- 
steht, und es werden Jugendliche mit Mi- 
grationshintergrund wegen der Höhe ihre 
Haftstrafen auch dann abgeschoben, wenn 
sie hier geboren sind. Von 1990 bis 1999 
hat die Zahl der deutschen Gefangenen um 
8,9% zugenommen, und die Zahl der Nicht- 
deutschen um 161,7%. 

Dass der Jugendvollzug gar kein Ju- 
gendvollzug im wörtlichen Sinn ist, son- 
dern ein Heranwachsenden- und Junger- 
wachsenen-Vollzug, ist nur in der Fachwelt 
bekannt. 1999 z.B. waren von allen 7.150 
Insassen des Jugendstrafvollzuges in 
Deutschland nur 12,6% im Alter von 14- 
18 Jahren. Dagegen waren 48,1% im Alter 
von 18 bis 21 und 39,3% älter als 21. 

Gleichfalls öffentlich ignoriert ist, dass 
die im Jugendstrafvollzug Einsitzenden 
und wegen ganz schwerer Kriminalität Ver- 
urteilten die Minderheit sind. „Legt man als 
Kriterium für schwere Taten z.B. zu Grun- 
de, dass das Opfer schwer oder gar tödlich 
verletzt wurde, dass eine Waffe gebraucht 
oder ein Schaden von mehr als 5.000 DM 
verursacht wurde, so trifft auch nur eines 
dieser Merkmale gerade einmal auf ein 
Viertel der Jugendstrafgefangenen zu.“ (4) 
(Walter, Joachim 2000:64) 

Die Deliktstruktur bei Jugendstrafgefan- 
genen für 1999 nach einer Grafik aus dem 
Greifswalder Inventar zum Strafvollzug: 
Diebstahl 36,5%, Raub, Erpressung 24,9%, 
Körperverletzungsdelikte 11,5%, Drogen- 
delikte 11,2% , Tötungsdelikte 4,5%, Se- 
xualdelikte 2,9 % , Straßenverkehrsdelikte 
2,8%, Betrug, Untreue, Urkundenfälschung 
2,0% , Sonstige Delikte 5,7% . Da davon 
ausgegangen wird, dass jeder zweite Inhaf- 
tierte ein Drogenproblem hat, kann man 
Jörn Foegen, dem Leiter der JVA Köln, leicht 
folgen, wenn er sagt, er könnte ein Drittel 
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seiner Zellen dicht machen, wenn es zu ei- 
ner nicht-repressiven Drogenpolitik kom- 
men würde. 


Zur Charakterisierung der 


Justizvollzugsanstalten 

Die Insassen der Strafanstalten für Ju- 
gendliche in unserer Gesellschaft sind für 
mich Menschen, die in aller erster Linie fol- 
gende Gemeinsamkeiten haben: Sie sind 
arm, schlecht ausgebildet und waren mehr- 
heitlich bei der Tatbegehung arbeitslos. (5) 
(Wirth 1998) Das gilt für männliche und 
weibliche Gefangene gleichermaßen. Wir 
haben es folglich zuallererst mit „Armen- 
anstalten“ zu tun. 

In zweiter Linie ist aus meiner Sicht be- 
merkenswert, dass mehr als 95% der Zellen 
in den JVAs mit männlichen Jugendlichen 
belegt sind und weniger als 5% von weib- 
lichen Jugendlichen und Heranwachsen- 
den. Ohne genaue Zahlen zu haben, ist mein 
Eindruck, dass die Geschlechterpolarisie- 
rung bei den Inhaftierten nichtdeutscher 
Herkunft etwas ausgeprägter ist, als beiden 
Inhaftierten mit deutschem Pass. In zwei- 
ter Linie hätten wir es folglich mit „Män- 
ner- bzw. Jungenanstalten“ zu tun. 

Umfragen bei Sozialarbeitern in der Ju- 
gendabteilung der JVA Köln Ossendorf oder 
in den Jugendstrafanstalten haben ergeben, 
dass sie davon ausgehen, dass über 50% der 
männlichen und über 70% der weiblichen 
Inhaftierten ein Drogenproblem haben. 
Was den Leiter der JVA Köln schon öffent- 
lich überlegen ließ, ob er noch Leiter einer 
Einrichtung für Untersuchungs- und Straf- 
gefangene ist oderschon Chefeiner „Sucht- 
krankenanstalt“. 

Aus den Haftakten kann man sehen, dass 
die Mehrheit der Insassen vorbestraft ist. 
Folglich wäre „Vorbestraften-Anstalt“ eine 
weitere Möglichkeit der Kennzeichnung der 
Jugendgefängnisse. 

Wer mit Gefangenen vertrauensvoll über 
ihre Kindheit spricht, erfährt regelmäßig, 
dass sehr viele von ihnen in der Kindheit 
schwerstens misshandelt worden sind. Man 
könnte also auch von „Misshandelten-An- 
stalten“ sprechen. 

Erst dann käme, dass Menschen ohne 
deutschen Pass in Haft überrepräsentiert 
sind. Aber auch hier zeigt uns die Zusam- 
mensetzung der Insassen nichtdeutscher 
Herkunft, dass der Volksbegriff oder die Na- 
tionalität zum Verständnis ihrer Anwesen- 
heit im Gefängnis nichts hergibt. Siehe un- 
ter „Armutsanstalten“: arm, keine oder 
schlechte Schulabschlüsse, arbeitslos. So 
sind beispielsweise Gymnasiasten türki- 
scher Herkunft oder Kinder japanischer Ma- 
nager in den Justizvollzugsanstalten kaum 
oder gar nicht anzutreffen. 

In der Auseinandersetzung mit der so ge- 
nannten „Ausländerkriminalität“ gehtman 
denn auch mehr und mehr dazu über, die 
Menschen mit Migrationshintergrund nach 
ihrem Aufenthaltsstatus und der Dauer ih- 
res Aufenthalts in der Bundesrepublik zu 
unterscheiden: „Die Thematisierung ‚Zu- 
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wanderung und Kriminalität’ stellt auf 
mögliche Folgen des unterschiedlich siche- 
ren Aufenthaltsstatus für Lebensverhält- 
nisse, Integration und Kriminalität ab, an- 
statt auf Nationalitätszugehörigkeit.“ (6) 
(Bundesministerium 2001:307) 
Zunehmend haben in den letzten Jahren 
dabei auch die deutschen Migranten aus 
den Ländern der ehemaligen Sowjetunion 
eine Rolle gespielt. Ich habe mit einigen von 
ihnen gesprochen und oft gehört, dass sie 
sich als Russen verstehen - nur wenn sie 
auf die Ämter gehen, würden sie sagen, sie 
seien Deutsche. Aber das nur nebenbei. 


Selten kommen inhaftierte 


Jugendliche selbst zu Wort 

Die Veröffentlichungen über Straftaten und 
Straftäter sind unüberschaubar geworden, 
die Zahl der Arbeiten, in denen die Gefan- 
genen selbst zu Wort kommen ist klein und 
überschaubar. In der Bewertung der An- 
wendung narrativer biographischer Inter- 
views wird oft betont, dass die Jugendli- 
chen die besten Experten für ihre Situation 
seien. Ohne den Wert der qualitativen Me- 
thoden in Zweifel ziehen zu wollen, möch- 
te ich dazu anmerken, dass es auch eine 
Ohnmacht der Täter gibt, eine „Unfähig- 
keit, die Erfahrung ihrer Lage in einem sinn- 
vollen Ganzen zu lokalisieren. Die Frage 
lautet daher: Was sind die Wurzeln dieser 
Desorientierung?“ (7) (Zizek 2005:42) 

Als die Anwerbung der so genannten 
Gastarbeiter vor 50 Jahren begann, war die 
Geschichte der Kriminalisierung von Min- 
derheiten und Migranten schon einige hun- 
dert Jahre alt. (8) (Jünschke/Paul, 2005) Fra- 
ge auch hier: obwohl das Thema „Auslän- 
derkriminalität“ die Öffentlichkeit seit Jahr- 
zehnten außerordentlich beschäftigt, mit 
dem Resultat, dass viele glauben, Krimina- 
lität sei quasi eine „Ausländereigenschaft“, 
gibt es kaum Studien zur Situation der Aus- 
länder in den deutschen Gefängnissen. Wie 
kann/muss man das verstehen? 


Wegschluss der Armen oder Wieder- 


herstellung des Sozialstaats? 

Der Hamburger Kriminologe Fritz Sack rät, 
der „Zurichtung“ der Gruppe der jugendli- 
chen Straftäter für Zwecke der strafenden 
und repressiven Transformation der Ge- 
sellschaft nachzugehen. „Und natürlich da- 
mit auch jene außerkriminellen Faktoren 
bloßzulegen, die diesen Prozess der gesell- 
schaftlichen inneren Aufrüstung in Gang 
bringen und halten.“ (9) (Sack 1999:34) Die 
Geschichte des strafrechtlichen Common 
Sense von den USA bis nach Europa kann 
bei Loic Wacquant nachgelesen werden. Er 
sieht Europa vor eine historische Entschei- 
dung gestellt: „Wegschluss der Armen und 
polizeiliche und strafrechtliche Kontrolle 
der von den Umwälzungen auf dem Ar- 
beitsmarkt und dem entsprechenden Abbau 
sozialer Schutzmaßnahmen destabilisierter 
Bevölkerungsschichten einerseits ... offen- 
sive Wiederherstellung der sozialen Lei- 
stungsfähigkeit des Staates andererseits.“ 


(10) (Wacquant 2000: 149) 

Die Regierenden in Deutschland wollen 
sich offenbar für „einerseits“ entscheiden. 
In der Ausgabe von „Das Parlament“, Ja- 
nuar 2006 ist unter dem Titel „Schutz vor 
Straftätern“ zu lesen: „Der Bundesrat hat 
erneut den Entwurf eines Gesetzes zur Än- 
derung des Strafvollzugsgesetzes beim 
Deutschen Bundestag eingebracht...Mit 
dem Gesetzentwurf soll unterstrichen wer- 
den, dass der Schutz der Allgemeinheit ne- 
ben der Resozialisierung der Straftäter als 
gleichwertiges Vollzugsziel anerkannt wer- 
den muss. Zur Begründung weist der Bun- 
desrat darauf hin, dass sich in der Voll- 
zugswirklichkeit eine grundsätzlich verän- 
derte Gefangenenpopulation finde, die ei- 
ne Korrektur des Strafvollzugsgesetzes er- 
fordere. Immer mehr Gefangene seien be- 
handlungsungeeignet, viele seien nicht re- 
sozialisierungsfähig, -willig, oder -bedürf- 
tig. Der Überbewertung der Resozialisie- 
rung müsse entgegengewirkt werden. Die 
vorrangige Ausrichtung des Vollzugs auf 
die Bedürfnisse der Gefangenen müsse ge- 
genüber einem erhöhten Schutzbedürfnis 
der Bevölkerung zurücktreten.“ 

Klaus Jünschke 
Gekürzter Vortrag, gehalten in der Evange- 
lischen Akademie Bad Boll 
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Partyservice im 
Hochsicherheits- 
knast 


Hamburg. Es war eine denkwürdige Veran- 
staltung. Die ca. 200 geladenen Gäste aus 
Presse, Polizeiführung und anderen hohen 
Behördenmitarbeitern wurden beim Ein- 
treffen per „Shuttle-Service“ über das 200 
ha große Gelände gefahren und in einer 
Werkhalle abgeliefert. Dort konnten sie an 
Stehtischen zunächst warme oder kalte Ge- 
tränke zu sich nehmen, die von einem Par- 
tyservice kredenzt wurden. Warten auf den 
Festtagsredner. Als Hamburgs Justizsena- 
tor Roger Kusch endlich eintrifft, um mit 
seiner Rede den letzten Bauabschnitt des 
Gefängnisses Billwerder, den „Hochsicher- 
heitsbereich“ mit 384 Haftplätzen, einzu- 
weihen, herrscht besonders unter den Jour- 
nalisten gespannte Erwartung. 

Kusch spricht davon, dass es ihn „er- 
schreckt“ habe, was er bei seinem Amtsan- 
tritt im Hamburger Strafvollzug vorgefun- 
den habe, geißelt die „ideologischen Verir- 
rungen“ des damaligen rot-grünen Senates 
und erklärt schließlich selbstbewusst, in- 
zwischen stehe, was das angehe, im Ham- 
burger Strafvollzug „kein Stein mehr auf 
dem anderen‘. Das könnte man selbst nicht 
besser ausdrücken; von dem sich ehemals 
als „liberal“ rühmenden Hamburger Straf- 
vollzug ist buchstäblich nichts übrig ge- 
blieben. Die Zahl der Haftplätze im offenen 
Vollzug wurde von 651 auf 167 Plätze re- 
duziert, die Plätze im geschlossenen Voll- 
zug hingegen gesteigert. Wo früher zumin- 
dest das Bemühen um Resozialierung zu er- 
kennen war, möchte man heute, wie Roger 
Kusch, das Strafvollzugsgesetz und den Ju- 
gendvollzug ganz abschaffen, haben Ver- 
wahrung und Sicherheit Priorität. Nicht zu- 
letzt das Gefängnis Billwerder mit seinen 
nun insgesamt 803 Haftplätzen trägt zu die- 
ser Wandlung bei. 

Ursprünglich als offene Anstalt geplant, 
wurde es von Kusch handstreichartig in ei- 
nen riesigen Monsterknast umgewidmet. 
Das sei so, sagt er in seiner Rede launisch, 
als habe man „aus einem Einfamilienhaus 
nun plötzlich einen Supermarkt machen 
müssen“. Und bedankt sich bei allen Betei- 
ligten, insbesondere bei seinen Mitarbei- 
tern, dafür, dass dies in nur zwei Jahren er- 
möglicht wurde. Anstaltsleiter Quitzsch 
weist darauf hin, dass man gleich Gele- 
genheit haben wird, einen Flügel des Hoch- 
sicherheitsbereiches von innen zu betrach- 
ten, zu fotografieren und zu filmen. Ansch- 
ließend werde Zeit für Fragen und einen 
„kleinen Imbiss“ sein. 

Graue Zweckbauten aus Beton sind auf 
dem Gelände verteilt, abgeschottet vonein- 
ander durch Zäune und Tore. Jeweils 2 
Stockwerke erheben sich über betonierte 


Höfe und ein paar Rasenflächen, die aber 
nicht betreten werden dürfen. Auf dem ge- 
samten Gelände von der Größe mehrerer 
Fußballfelder findet sich nicht ein einziger 
Baum oder Strauch. Die Zweckbauten wir- 
ken von außen kalt und unpersönlich, und 
dieser Eindruck verstärkt sich, wenn man 
sie betritt. Breite Flure mit glänzenden 
Stahltüren, in denen mit einer Klappe von 
außen verschließbare Fenster aus Panzer- 
glas die früheren „Türspione“ ersetzen. 
Hinter den Zellentüren dann ein Raum von 
ca. 8 qm, fest möbliert mit Schreibtisch, 
Stuhl, Schrank und 3 kleinen Regalen so- 
wie - hinter einer halbhohen Abtrennung 
aus Beton - Waschbecken und Toilette. 
Nichts an der Einrichtung ist veränderbar, 
eine persönliche Note ist nicht vorgesehen. 
Wersich als Gefangener als renitent erweist, 
landet in der sog. Arrestzelle, deren Ein- 
richtung lediglich aus einem Betonblock 
mit Matratze und einer aus der Wand ra- 
genden Betonplatte besteht, letztere wahl- 
weise als Tisch oder Sitzplatz nutzbar. 
Waschbecken und Toilette sind dort aus 
Edelstahl. Die einzig größere Zelle ist eine 
„Beruhigungszelle“, deren Einrichtung le- 
diglich aus einer mitten im Raum stehen- 


den Holzliege mit Hand- und Fußfesseln be- 
steht, auf der der betroffene Gefangene „fi- 
xiert“ wird. Sie dient dazu, „ Gefangene, 
die eine Gefahr für sich selbst oder andere 
darstellen, erst mal wieder zur Ruhe kom- 
men zu lassen“, wie es Justizpressesprecher 
Carsten Grothe formuliert. Dieser Raum ist, 
wie übrigens auch alle Flure und Gemein- 
schaftsräume, kameraüberwacht. 

Untergebracht werden sollen innerhalb 
dieses „Knastes im Knast“ Gefangene mit 
langen oder lebenslänglichen Haftstrafen. 

Das gesamte Areal des Gefängnisses Bill- 
werder wird von einer 6 m hohen und 1,8 
km langen Betonmauer mit doppeltem Si- 
cherheitszaun und zusätzlichem Wasser- 
graben umschlossen, modernste elektroni- 
sche Überwachungsanlagen sind ebenso 
wie Kameras selbstverständlich. „In diesem 
Bau“, so der Justizsenator in seiner Rede, 
„steckt alles, was an Sicherheit derzeit auf 
dem Markt ist“. 

Kein Gefangener darfsich aufdem Gelän- 
de ohne Begleitung eines Justizbeamten be- 
wegen. 92 Millionen Euro hat der Bau ins- 
gesamt gekostet. Der Vollzug selbst folgt, 
geradezu passend zur Architektur, starren 
Regeln, die z.T. bereits in den 60er Jahren 


Bild oben: Beton, Zäune, Kameras: Innen- 
ansicht der JVA Billwerder. Links: Zelle mit 
immer gleicher, fester Einrichtung 


erprobt wurden, dann aber wieder in der 
Versenkung verschwanden. Es herrscht der 
sog. Stufenvollzug, heute nennt dies der 
Anstaltleiter „Binnendifferenzierung“. Da- 
hinter steht schlicht, dass man sich alle 
„ Vergünstigungen“ erst einmal - und dann 
immer wieder - auch „verdienen“ muss. 
Während die „Zugangsgruppe“ noch dazu 
dient, den Gefangenen kennen zu lernen, 
ist der Name der nächsten Stufe Programm: 
in der „Bewährungsgruppe“ muss der Ge- 
fangene durch Wohlverhalten unter Beweis 
stellen, dass er die inzwischen erhaltenen 
„Privilegien“ (längere Besuchszeiten, Teil- 
nahme an Sport- und Freizeitangeboten 
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Beruhigungszelle, Bilder: jes 


etc.) zu Recht erhalten hat. Dann erst, nach 
9-12 Monaten, befindet sich der Gefange- 
ne im „Regelvollzug“ Aus diesem kann er 
allerdings jederzeit (der Status wird durch 
eine Art „Statusbericht“ alle 3 Monate 
überprüft) in eine der unteren Gruppen 
zurückgestuft werden. Ähnliche Starrheit 
auch bei der Einrichtung der Zellen mit per- 
sönlichen Gegenständen: jeder persönliche 
Gegenstand, ob Buch, Bild oder Schreib- 
maschine, wird in Punkten gemessen und 
auf dem „Punktekonto“ des Gefangenen 
notiert. Wenn dieses ausgeschöpft ist, dür- 
fen neue Gegenstände, auch z.B. Zeitungen 
oder Zeitschriften, erst wieder ausgehän- 
digt werden, wenn dafür andere Dinge ab- 
gegeben werden. Das hält den persönlichen 
Besitz klein und sorgt für eine „gute Über- 
sichtlichkeit“ der Zellen. Der Schwerpunkt 
des Vollzuges in Billwerder liegt eindeutig 
auf Arbeit und sicherer Verwahrung. In 
mehreren Werkhallen sollen die Gefange- 
nen für justizeigene oder „externe“ Unter- 
nehmerbetriebe arbeiten, für 8 Stunden Ar- 
beit werden im Schnitt 7 Euro pro Tag be- 
zahlt. Für einige Gefangene wird sich auch 
die Möglichkeit ergeben, eine Berufsaus- 
bildung als Elektriker, Schlosser, Maurer 
oder Gärtner (in der anstaltseigenen Gärt- 
nerei) zu absolvieren. Täglich 2 Stunden 
sind dem Bereich „Freizeit“ gewidmet: Zwi- 
schen Arbeitsende und abendlichem Ein- 
schluss um 18.30 Uhr können die Gefan- 
genen (je nach „Gruppenzugehörigkeit“) 
innerhalb ihrer Station die Zeit gemeinsam 
verbringen, in den Fernsehraum gehen oder 
an verschiedenen Sport- oder Gesprächs- 
gruppen teilnehmen. Das Angebot ist dürf- 
tig, und es ist absehbar, dass die meisten ih- 
re Freizeit vor dem Fernseher verbringen 
werden. Gemeinschaft dürfte und soll ein 
Fremdwort sein in dieser Welt, in der es vor 
allem darum geht: reibungslos zu funktio- 
nieren. 

Der Tross der Besucher schiebt sich durch 
den Flur, begutachtet Duschraum, Fern- 
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sehraum, Zellen und den Überwachungs- 
raum der Beamten, es wird gefilmt und fo- 
tografiert, was das Zeug hält. In kleinen 
Grüppchen wird das Gesehene diskutiert, 
die Kommentare reichen von „... sieht doch 
eigentlich ganz nett aus ...“ bis hin zu „das 
ist aber schon ganz schön gruselig“. In die 
Lage derjenigen, die hier in wenigen Tagen 
für eine lange Zeit und unfreiwillig einzie- 
hen werden, kann sich kaum einer aus der 
Besucherschar versetzen. 

Schöne neue Knastwelt. Damit man die 
auch noch einmal nachlesen kann, wird ei- 
ne brandneue Broschüre der Vollzugs- 
behörde verteilt: 72 Seiten im blauen Ein- 
band zum Hamburger Strafvollzug. 
„Schlösser, Mauern und Gitter finden Sie 
gerade mal auf 4 Seiten“, erklärt Senator 
Kusch, um hinzuzufügen, Hamburg gebe 
mehr als doppelt so viel für den Strafvoll- 
zug aus wie der Durchschnitt der anderen 
Bundesländer. „Und da in Hamburg die 
Wasserhähne oder Schlösser nicht mehr ko- 
sten als anderswo, lässt sich unschwer er- 
sehen, dass wir mehr Geld für Resozialisie- 
rung aufwenden.“ 

Langsam findet man sich in Grüppchen 
wieder in der Werkhalle ein, wo der Party- 
service inzwischen mit kaltem und warmem 
Büffet aufwartet. Bei Fisch und Trüffel- 
Consomme&, Partyhäppchen, Kuchen und 
anderem mehr plaudern die Gäste noch ein 
wenig über das heutige „Event“, es gesel- 
len sich Mitarbeiter der Justiz hinzu, die bei 
Fragen Rede und Antwort stehen. Die Stim- 
mung ist allgemein gelöst, einer bemerkt 
launisch, das sei hier ja „wie auf der letz- 
ten Galerie-Eröffnung‘“. Justizsenator Roger 
Kusch ist da bereits entschwunden, wer ihn 
erlebt hat, kann ihn sich auch kaum bei net- 
tem Geplauder vorstellen. Man denkt an die 
Sätze, an diesen Auftritt, und kann sich ir- 
gendwie vorstellen, wie Mitarbeiter seiner 
Justizbehörde auf den Namen gekommen 
sind, den sie ihm „intern“ gegeben haben: 
„lächelnde Guillotine“. jes 


Urteil des OLG Düsseldorf 
im Verfahren gegen Hasan Ay 
und Vehbi Azak 


Das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf 
verurteilte am 3. Februar 2006 die kurdi- 
schen Politiker Hasan Ay und Vehbi Azak 
wegen Mitgliedschaft in einer „kriminel- 
len Vereinigung“ ($ 129 Strafgesetzbuch) 
zu Freiheitsstrafen von 2 Jahren und 10 
Monaten bzw. 2 Jahren. Der Haftbefehl 
von Vehbi Azak wurde nach Urteilsver- 
kündung aufgehoben. Ihm hatte die Bun- 
desanwaltschaft (BAW) in ihrer Anklage- 
schrift ferner vorgeworfen, am 10. Febru- 
ar 2004 an einer gemeinschaftlich in Bre- 
men begangenen gefährlichen Körperver- 
letzung beteiligt gewesen zu sein. Auch 
die Nebenklage hatte versucht, diesen 
Vorwurf durch zeugenschaftliche Verneh- 
mungen, u.a. von Angehörigen der in 
Bremen ansässigen Familie Cürükkaya, zu 
erhärten. Doch sah das Gericht eine Be- 
teiligung von Vehbi Azak an dieser von 
der Anklage als „Bestrafung“ klassifizier- 
te Aktion als nicht erwiesen an. Den bei- 
den Kurden konnte ferner nicht zur Last 
gelegt werden, selbst Straftaten im Rah- 
men von so genannten „heimatgerichte- 
ten Aktivitäten“ wie das Schleusen von 
Kadern oder Fälschen von Dokumenten 
begangen zu haben. Doch im Rahmen ei- 
ner Anklage nach 8129 StGB genügt es, 
Kenntnis hiervon zu haben. Die Bundes- 
anwaltschaft (BAW) hatte für Hasan Ay 
eine Freiheitsstrafe von 3 Jahren und für 
Vehbi Azak 2 Jahre und 9 Monate bean- 
tragt. 

In einer persönlichen Erklärung vom 12. 
bzw. 13. Januar 2006 räumten die beiden 
Politiker ein, als Funktionäre für den 
KONGRA-GEL politisch verantwortlich 
tätig gewesen zu sein, weil sich dieser „die 
Demokratisierung von Staat und Gesell- 
schaft zum Ziel“ gesetzt habe, „gegen Na- 
tionalismus und religiösen Fanatismus“. 

Hasan Ay war am 2. Mai 2004 in Düs- 
seldorf und Vehbi Azak am 25. Mai 2004 
in Unna festgenommen worden. Der Pro- 
zess gegen Beide wurde am 9. Mai 2005 
eröffnet. 

Zu begrüßen ist das Urteil insoweit, als 
die Richter den Versuchen der Bundesan- 
waltschaft und der Nebenklage nicht ge- 
folgt sind, einen der Angeklagten in eine 
Straftat zu verwickeln. Doch die Grund- 
lage derartiger Prozesse, das Verbot der 
politischen Betätigung von PKK/KON- 
GRA-GEL, muss endlich beseitigt werden. 
Auch dieses Verfahren hat gezeigt, dass 
politische Konflikte nicht von Gerichten 
und Staatsanwälten gelöst werden kön- 
nen. Hier ist eine aufmerksame demokra- 
tische Öffentlichkeit gefragt und ein 
ernsthaftes, lösungsorientiertes Handeln 
derpolitisch Verantwortlichen. Beides läs- 
st allerdings zu wünschen übrig. 

PE Azadi, 6.2. 


Vertuschen in 
Genua 


Im Prozess gegen die Polizisten, die 2001 
die Diaz-Schule brutal überfielen, sagen die 
ersten deutschen Zeugen aus. Mit ihnen 
fahren internationale Prozessbeobachter 
nach Italien. 

Es kommt nicht oft vor, dass Polizeibe- 
amte von allerhöchstem Rang sich für 
Straftaten vor Gericht verantworten müs- 
sen. Ebenso ungewöhnlich ist eine interna- 
tionale Prozessbeobachtung in italieni- 
schen Gerichtssälen. Bei den Prozessen zum 
G8-Gipfel 2001 in Genua kommt ab dieser 
Woche beides zusammen. 

Lange hatten die italienische Regie- 
rung und die Polizei versucht, die ju- 


geschenkt. Es geht dabei um eine Polizeist- 
reife, die rund zwei Stunden vor dem Ein- 
satz an der Schule vorbeifuhr und auf die 
es nach Aussagen der beteiligten Polizisten 
einen „organisierten und gewalttätigen 
Angriff‘ von Angehörigen des „Black 
Block“ gegeben haben soll. Doch schon die 
Aussagen der ersten Zeugen standen im Wi- 
derspruch zu dieser Darstellung. Daniel aus 
Berlin sagte aus, es habe wütende Ausrufe 
gegen die Polizeistreife gegeben, doch von 
gewalttätigen Übergriffen habe er nichts 
gesehen. Zwei Stunden später kam die Po- 
lizei „rennend und schreiend auf uns zu“, 
erinnerte er sich bei seiner fünfstündigen 
Aussage am 17. November 2005. „Sie be- 
fahlen uns, uns hinzusetzen, und begannen 
dann, mit Schlagstöcken auf uns einzu- 
schlagen. Besonders auf den Kopf und mit 
maximaler Kraft.“ Als die Schläge aufhör- 
ten, habe er zwei Polizisten in Zivil gese- 


ristische Aufarbeitung der Übergriffe & 


gegen Demonstranten während des 
G8-Gipfels in Genua zu verhindern. , 
Noch im Sommer 2004 waren die be- 
schuldigten Polizisten und ihre An- 
wälte stolz vor die Kameras getreten 
und hatten behauptet, die Prozesse sei- # 
en eine Farce und die Anklage ein U 
Komplott. Im Herbst 2005 begannen 
schließlich zwei große Verfahren ge- 
gen Polizisten: einer wegen des bruta- 


len Überfalls auf die Schule „Arman- 


do Diaz“, die von den Demonstranten | 
als Schlafstätte benutzt wurde, und ei- 
ner wegen der Misshandlungen in der 
Polizeikaserne von Bolzaneto. Seit- 
dem lässt sich keiner der Angeklagten 
mehr im Gerichtssaal blicken. 

In der nun laufenden ersten Prozess- 
phase werden die Zeugen des Überfalls 
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auf die Diaz-Schule angehört. 93 von Spuren des Polizeiüberfalls 


ihnen waren selbst Opfer des Polizei- 
angriffs. Unter den vorgeladenen Zeugen 
sind auch 46 aus Deutschland. Mit ihnen 
werden zahlreiche Parlamentarier und 
Menschenrechtsaktivisten nach Italien fah- 
ren, um den Prozess zu beobachten. 

Staatsanwalt Enrico Zucca hat lange auf 
die Phase der Zeugenvernehmung hingear- 
beitet. Die Hamburger Studentin Lena soll- 
te am 9. November 2005 die erste der über 
200 Zeugenaussagen machen, das war ihm 
wichtig. Denn sie wurde damals von den 
uniformierten Schlägern beinahe zu Tode 
geprügelt. Aus Furcht vor den Schreien und 
dem Krach der herannahenden Polizeikräf- 
te hatte sich die 24-Jährige in einem 
Schrank versteckt. Doch sie wurde entdeckt. 
Obwohl sie sich nicht wehrte, prügelten die 
Polizisten auf sie ein, brachen ihr mehrere 
Rippen und fügten ihr durch starke Tritte 
einen Lungenriss zu. Die Schwerverletzte 
wurde an den Haaren die Treppen herun- 
tergezogen. Nur dank einer Notoperation 
überlebte sie. 

Einem Schlüsselereignis wird in den Zeu- 
genaussagen besondere Aufmerksamkeit 


hen, einen davon mit Bart und Helm. Die 
Anwälte der Zeugen, die auch Nebenkläger 
gegen die Polizei sind, sind sich sicher, dass 
es der damalige Chef der Bereitschaftspoli- 
zei, Francesco Gratteri, war. Heute leitet 
dieser die Antiterror-Polizei. Auch Gilber- 
to Calderozzi, sein damaliger Stellvertreter, 
muss sich im Prozess verantworten. Als 
dritter hochrangiger Funktionär ist der da- 
malige Vizechef der „Zentralstelle für all- 
gemeine Untersuchungen und Sonderope- 
rationen“ angeklagt, Giovanni Luperi, dem 
auch die politische Polizei unterstellt war. 

Doch die Namen der Polizisten, die 
schwere Körperverletzungen begingen, 
sind bis heute unbekannt. Für den Prozes- 
sbeobachter Wolf-Dieter Narr vom Komi- 
tee für Grundrechte und Demokratie ist das 
damalige Vorgehen der Polizei wie auch das 
juristische Nachspiel „ein einziger Skan- 
dal“. Die ganze Sache sei gekennzeichnet 
von „Vertuschung und Vernebelung“ durch 
die Polizei und Politiker. 

Am 11. Januar konnte Videomaterial des 
britischen Filmemachers Hamish Campbell 


im Gerichtssaal für die Entlarvung einer 
weiteren polizeilichen Lüge dienen. Die Be- 
amten hatten behauptet, sie seien bei ihrer 
Ankunft vor dem Schulgebäude mit Ge- 
genständen beworfen worden. Campbells 
Videoaufzeichnung enthält dafür jedoch 
keinerlei Anzeichen. Sie dokumentiert hin- 
gegen den versuchten Totschlag an dem 
britischen Journalisten Mark Covell im 
Schulhof. Auch er konnte den Angriff nur 
dank einer Notoperation überleben. 

Da im Diaz-Prozess zwei Verhandlungs- 
tage pro Woche angesetztsind, wird esnach 
Meinung des Rechtsanwalts Emanuele 
Tambuscio vom Genova Legal Forum, das 
die Demonstranten vor Gericht vertritt, zu- 
mindest zu einem Urteil in erster Instanz 
kommen. Eine Verurteilung in der dritten 
und letzten Instanz sei jedoch unwahr- 
scheinlich, da die Verjährungsfrist hier nur 
siebeneinhalb Jahre beträgt. Aber immer- 
hin könne wohl eine Entschädigung der Op- 
fer erreicht werden. 

Problematischer sind die Verjährungsfri- 
sten im zweiten großen Prozess zu den Er- 
eignissen in der Polizeikaserne von Bolza- 
neto. Während der G8-Proteste war sie zu 
einer Art Durchgangslager für verhaftete 
Demonstranten umfunktioniert worden. 
Per Erlass wurden die Grundrechte der Ge- 
fangenen, mit einem Anwalt und An- 
gehörigen Kontakt aufnehmen zu können, 
außer Kraft gesetzt. Mehr als 270 Gipfel- 
gegner und Journalisten durchliefen die 
Kaserne und waren der Willkür der Poli- 
zeieinheiten ausgeliefert. Es kam zu Mis- 
shandlungen, Folterungen, Erniedrigungen 
und faschistischen Übergriffen. Infolge der 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft konn- 
ten 44 Polizisten, Krankenhelfer und Ärzte 
vor Gericht gestellt werden. 

Nach einer quälend langwierigen Vor- 
phase hat endlich auch dieser Prozess be- 
gonnen. Der 24-jährige Eugenio aus Genua 
stand am Dienstag vergangener Woche als 
erster Zeuge vor Gericht. Er berichtete, wie 
die Polizisten ihm auf seine Bitte nach ei- 
nem Glas Wasser Tränengas in die Zelle ge- 
sprüht hätten. 

Doch trotz des neuen Tempos im Prozess 
ist es eher unwahrscheinlich, dass es noch 
zu rechtskräftigen Verurteilungen kommen 
wird. Zwar wird die unlängst vom Parla- 
ment verabschiedete Gesetzesänderung zur 
Verkürzung der Verjährungsfristen dieses 
Verfahren wohl nicht betreffen, da sie auf 
bereits laufende Verfahren wahrscheinlich 
keine Anwendung finden wird. Aber die 
Verjährungsfristen liegen auch so bei nur 
siebeneinhalb Jahren, von denen vierein- 
halb bereits verstrichen sind. 

Am 15. Dezember wurden die Zeugenli- 
sten an das Gericht übergeben. Die Liste ei- 
nes Anwalts der angeklagten Polizisten 
umfasst rund 1000 Zeugen. Offensichtlich 
will die Verteidigung diesen Prozess zu ei- 
ner unendlichen Geschichte machen. Ob es 
auch gelingt, sie vor der Verjährungsfrist zu 
beenden, wird immer unwahrscheinlicher. 

jens herrmann 
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Prozess gegen die für 
den Aubonne- Fall” 
Verantwortlichen 


Im Mai 2003 blockierte ein AktivistInnen- 
gruppe die Autobahnbrücke Aubonne („Au- 
bonnebrücke“) um einer G8-Delegation den 
Weg zum Gipfel in Evian zu versperren. Die 
Polizei durchtrennte das Kletterseil und töte- 
te dabei beinahe zwei AktivistInnen. Nun 
müssen sich der Polizist, der das Seil kappte, 
und sein Vorgesetzter vor Gericht verant- 
worten. Die Anklage lautet „fahrlässige Kör- 
perverletzung‘... 

Die Verhandlung in Nyon - 
Montag, 13., bis Mittwoch, 
15. Februar. Wir hoffen auf 
eine große (und internationa- 
le) Präsenz vor dem Gerichts- 
gebäude v.a. zum Auftakt des 
Verfahrens (Treffpunkt Mon- 
tag morgen um 8 Uhr vor dem 
Gericht) und zur Urteilsver- 
kündung (Mittwoch Mittag). 
Außerdem wäre es gut, wenn 
möglichst viele Menschen der 
gesamten Verhandlung bei- 
wohnen könnten. Der Ver- 
handlung ist auf drei Tage an- 
gesetzt: 

(...) Wir erwarten keine Ge- 
rechtigkeit von dieser Gerichtsverhandlung. 
Es wird niemals Gerechtigkeit geben ohne so- 
ziale und ökologische Gerechtigkeit. Gerech- 
tigkeit kommt niemals vom Staat. Jedes Ge- 
richtsverfahren ist ein Theaterstück mit dem 
Ziel, die Privilegien der Reichen und Mäch- 
tigen zu sichern. 

Wir haben uns dazu entschlossen, bei die- 
sem Spiel mitzumachen, um Polizeigewalt öf- 
fentlich zu machen und ein Sand ins Getrie- 
be des Polizeistaates zu streuen. 


Zur Erinnerung: 


1. Szene - Aubonne Brückenaktion (1. Juni 
2003). Die Aubonnegruppe blockiert die Au- 
tobahn Genf-Lausanne (auf der Aubonne- 
brücke) durch eine Kletteraktion mit dem Ziel 
einem Konvoi einer offiziellen G8-Delegati- 
on den Weg zum Gipfel in Evian zu versper- 
ren. Die Polizei trifft am Ort des Geschehens 
ein, verbreitet Chaos und durchtrennt 
schließlich das Seil, an dem zwei KlettererIn- 
nen hängen. Martin stürzt 23m in die Tiefe, 
überlebt durch Glück, erleidet jedoch zahl- 
reiche, schwere Verletzungen. Sein rechter 
Fuß wird für den Rest seines Lebens beschä- 
digt sein. Gesine konnte im letzen Moment 
durch die schnelle Reaktion der AktivistIn- 
nen auf der Brücke gehalten werden. 

2. Szene - Gerichtverhandlung gegen die 
AktivistInnen (28. Juni 2004, Bild: Pro- 
testaktion). Die AktivistInnen werden schul- 
dig gesprochen wegen Eingriffs in den 
Straßenverkehr und der Bedrohung des Le- 
bens der AutofahrerInnen und erhalten Be- 
währungsstrafen. 
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DER BAU ZFI 


3. Szene - Verfahren gegen die verant- 
wortlichen Polizisten eingestellt (22. Oktober 
2004). Der Untersuchungsrichter stellt das 
Verfahren gegen die Polizei ein, im Prinzip 
mit der Begründung, die AktivistInnen seien 
selber Schuld. Die AktivistInnen reichen Wi- 
derspruch gegen diese Entscheidung ein. Der 
Staat verweigert jegliche Verantwortung, und 
Entschädigungsforderungen werden von ei- 
nem rechtskräftigen Urteil gegen die Polizi- 
sten abhängig gemacht. 

4. Szene - Widerspruch stattgegeben (13. 
Mai 2005). Der Rekurs wird vom höheren Ge- 
richt schließlich anerkannt, was zur Anklage 
führt gegen den Polizisten, der das Seil 
durchtrennte, und seinen Vorgesetzen (Ein- 
satzleiter auf der Brücke), wegen fahrlässiger 


GEGEN 
IMMUNITA 


Be N 
Körperverletzung. Der Anwalt reicht eine 
Forderung ein, die Anklage auf Lebensge- 
fährdung zu erhöhen. 

5. Szene - Prozess gegen die Polizei (13. - 
15. Februar 2006). Michael Deiss (aus Schaff- 
hausen) und Claude Poget (aus Vaud) müs- 
sen sich vor Gericht verantworten. Ange- 
sichts der Geschichte totaler Immunität der 
Polizei in der Schweiz scheint es unwahr- 
scheinlich, dass die Angeklagten schuldig ge- 
sprochen werden. Für den Fall, dass sie doch 
verurteilt werden, wird es nur zu geringen 
Strafen kommen, wie Geldstrafen oder kurze 
Haftstrafen auf Bewährung. 

Es gab eine große Zahl von Solidaritätsak- 
tionen und sehr viel Unterstützung von so 
vielen Menschen, sowohl nach dem Brücken- 
Fall als auch während der Prozesse gegen 
uns ... eine riesengroßes Dankeschön an al- 
le!!! 


Folteraussagen 
zugelassen 


Griechischer Stadtquerilla-Prozess: Er- 
zwungene Aussagen nicht verworfen. Ge- 
richt lehnte sämtliche Anträge der Vertei- 
digung ab. Berufungsverfahren wird mit 
Zeugenvernehmung fortgesetzt 


Zum Skandalprozess entwickelt sich das Be- 
rufungsverfahren gegen 17 mutmaßliche 
Mitglieder der griechischen Stadtguerillaor- 


ganisation 17N. Bisheriger Höhepunkt: Am 
Montag lehnte das Gericht den Antrag der 
Verteidigung ab, jene den Angeklagten unter 
Zwang abgepressten Aussagen als unzuläs- 
sig einzustufen. Gründe für ihre Entschei- 
dung nannten die Richter nicht. Statt dessen 
behallten sie sich vor,“über die Stichhaltig- 
keit der Angaben der Angeklagten im weite- 
ren Prozessverlauf zu entscheiden“. 

In den vergangenen Tagen hatten ver- 
schiedene Angeklagte übereinstimmend aus- 
gesagt, dass sie von der Polizei zu Aussagen 
genötigt wurden und unter Anwendung wel- 
cher Methoden das geschah. So berichteten 
die beiden Brüder Christodoulos und Vasilis 
Xiros von Drohungen der Polizisten, dass sie 
das Leben ihres zu der Zeit schwerkrank auf 
der Intensivstation im Krankenhaus liegen- 
den Bruders und Mitangeklagten Savas mit 
einer Aussageverweigerung in Gefahr brin- 
gen würden. Mehrere Angeklagte gaben 
Schläge und andere körperliche Misshand- 
lungen zu Protokoll. Nahezu allen Ange- 
klagten wurde der Kontakt mit einem Anwalt 
während der Verhöre verweigert. Vasilis 
Tzortzatos berichtete darüber hinaus, dass die 
Beamten während seiner Verhaftung seine 
achtjährige Tochter mit der Waffe bedroht 
und auf die Polizeiwache mitgenommen hat- 
ten. 

Auch alle weiteren Anträge und Einsprüche 
der Verteidigung in dem seit Anfang Dezem- 
ber vergangenen Jahres laufenden Verfahren, 
darunter der Antrag auf Nichtzuständigkeit 
des Gerichtes, waren im bisherigen Prozes- 
sverlauf abgelehnt worden. So folgte das Ge- 
richt der Argumentation nicht, dass es sich 
um ein politisches Verfahren handelt und al- 
so vor einem Schwurgericht verhandelt wer- 
den müsste, wie es gesetzlich vorgesehen ist: 
Die in Presse und Gesellschaft eindeutig als 
„politisch motiviert“ bewerteten Straftaten, 
die den Angeklagten zur Last gelegt werden, 
sind nach Meinung des Gerichtes rein krimi- 
nelle Delikte. 

Seit Mittwoch setzt das Gericht die Ver- 
handlungen mit der Befragung von Zeugen 
fort. Dies geschieht in Abwesenheit zweier 
Angeklagter. Der als „Kopf der Organisation“ 
im ersten Prozess zu 21 mal lebenslänglicher 
Haft verurteilte Alexandros Giotopoulos hat- 
te am 20. Dezember das Gericht verlassen, 
um eine „im voraus entschiedene Verurtei- 
lung“ nicht durch seine Anwesenheit zu le- 
galisieren, so Giotopoulos. Die von ihm ent- 
lassenen Anwälte ersetzte das Gericht durch 
Zwangsverteidiger. Bereits zu Beginn des 
Verfahrens hatten die Richter den Antrag des 
schwerkranken Savas Xiros auf nachträgli- 
che Zulassung seiner zu spät eingelegten Be- 
rufung sowie auf Verlegung in ein Kranken- 
haus abgelehnt. Die Entscheidung des Ge- 
richtes, der fast blinde und taube Angeklag- 
te könne ohne Rederecht zu eigenen Ange- 
legenheiten den Prozess verfolgen, veranlas- 
ste seinen Bruder und Mitangeklagten Chri- 
stodoulos zu der Feststellung, dann könne 
man auch ein Möbelstück zur Teilnahme an 
der Verhandlung zulassen. 

Heike Schrader, Athen 


30 Jahre Gefängnis 


Solidarität mit 
Leonard Peltier 


Am 6. Februar fanden in vielen Bundes- 
staaten der USA verschiedene Aktivitäten 
in Solidarität mit dem seit 30 Jahren in- 
haftierten indigenen amerikanischen poli- 
tischen Gefangenen Leonard Peltier statt. 

In mehreren Orten gab es Kundgebungen, 
tagsüber wurden Flugblätter verteilt und in 
Abendveranstaltungen Filme über den 
Kampf der indigenen Amerikaner gezeigt. 
Unterstützer in Texas nahmen an einem 
sechstägigen Hungerstreik teil. 

Auch in mehreren europäischen Ländern, 
u.a. in der BRD, gab es Solidaritätsaktio- 
nen. 

Während einer von FBI-Agenten provo- 
zierten Schießerei auf der Pine Ridge Re- 
servation zwischen Polizeikräften und in- 
digenen Amerikaner war 1975 zwei Agen- 
ten und der indigene Amerikaner Joe Stunz 
zu Tode gekommen. Über den genauen To- 
desumstände von Stunz gab es keinerlei 
Untersuchung. 

Trotz einer der größten Menschenjagden 
in der Geschichte des FBls, die die US-Men- 
schenrechtskommission als „eine Überre- 
aktion, die Aspekte einer Blutrache auf- 
weist ... (als) ein(en) militärischen Großan- 
griff“ bezeichnete, konnten alle an der 
Schießerei beteiligten indigene Amerikaner 
entkommen. 

Obwohl nach FBI-Angaben mehr als 40 
indigene Amerikaner an der Schießerei be- 
teiligt waren, wurde nur nach politischen 
Aktivisten der American Indian Movement 
(AIM) gesucht. Einige Zeit später wurden 
Bob Robideau und Darrell Butler verhaftet. 
Leonard Peltier, der nach Kanada geflohen 
war, wurde am 6. Februar 1976 aufgrund 
gefälschter FBI-Beweise verhaftet und 
anschließend in die USA ausgeliefert. Im 
Juli 1976 erkannte ein Bundesgericht in Io- 
wa an, dass Robideau und Butler in Not- 
wehr gehandelt hatten. 

In den Jahren 1973-75 hatte eine vom 
FBI unterstützte Terrorkampagne gegen 
traditionelle Bewohner der Pine Ridge Re- 
servation und gegen AIM-Mitglieder dazu 
geführt, dass über 60 Menschen ermordet 
und Dutzende verletzt wurden. 

Um einen Freispruch Leonard Peltiers zu 
verhindern, erwirkten das FBI und die 
Staatsanwaltschaft eine Verlegung Peltiers 
Prozess in die überwiegend von Weißen be- 
wohnten Stadt Fargo, Nord Dakota. Rich- 
ter Paul Benson, ein bekannter ‘Indianer- 
Hasser’, erkannte keine Notwehr an, ließ 
keine Beweise über die Beteiligung des FBlIs 
an der Terrorkampagne zu und behinderte 
die Verteidigung bei der Befragung der Zeu- 
gen. Die Staatsanwaltschaft unterdrückte 
entlastende Beweise. Peltier wurde schul- 
dig gesprochen und zu zweimal lebens- 
länglich verurteilt. 

Bis jetzt sind alle Versuche Peltiers, eine 


Wiederaufnahme des Prozesses bzw. seine 
Freilassung zu erreichen fehlgeschlagen. Im 
letzten Jahr starteten seine Anwälte einen 
neuen Versuch und reichten einen Antrag 
auf Aufhebung einer illegalen Verurteilung 
ein mit der Begründung, dass die Gesetze, 
nach denen Peltier verurteilt worden war, 
nicht in der Pine Ridge Reservation gelten. 
Die Anhörung ist für den 13. Februar ter- 
miniert. http://Ipdctexas.blogspot.com 


Ed Poindexter und Mondo we Langa 


Nach 35 Jahren Haft 
endlich Freiheit? 


Die Entscheidung eines Gerichts im Bun- 
desstaat Nebraska könnte der erste Schritt 
sein zu einem neuen Prozess und der Frei- 
lassung von Ed Poindexter (Bild links), wie 
auch für seinen Genossen Mondo we Lan- 
ga (rechts), nach über 35 Jahre Haft we- 
gen angeblichen Polizistenmords. Beide 
waren aktive Mitglieder der Black Panther 
Party (BPP) in Omaha und radikale Kriti- 
ker der Diskriminierung von Schwarzen und 
von Polizeiwillkür in ihrer Stadt. 


Am 17. August 
1970 bekam die 
Omaha-Polizei 
einen Notruf. 
Der anonyme 
Anrufer behaup- 
tete, Hilfeschreie 
einer Frau aus ei- 
nem unbewohn- 
ten Haus gehört 
zu haben. 3 
Während die Po- Ra ii 
lizei das Haus durchsuchte, explodierte ei- 
ne in einem Koffer versteckte Bombe am 
Hauseingang und tötete einen Polizisten. 

Anderthalb Wochen später verhaftete die 
Polizei den Minderjährigen Duane Peak. 
Peak gestand, den Koffer mit der Bombe 
zum Haus transportiert zu haben, und be- 
lastet sechs weitere Männer, erwähnte we- 
der we Langa noch Poindexter. In einem 
zweiten Verhör erklärte Peak, we Langa und 
Poindexter hätten die Bombe gebastelt und 
ihn angewiesen, die Polizei mit einem fin- 
gierten Notruf zum Haus zu locken. 

We Langa und Poindexter wurden des 
Mordes angeklagt und verurteilt. Beide be- 
streiten bis zum heutigen Tag, überhaupt 
etwas mit der Tat zu tun haben. We Langa 
hatte sich freiwillig der Polizei gestellt. 

Außer der Behauptung Peaks, der 
während einer Voranhörung seine Aussage 
zurückzog, bis die Polizei ihn einer Prozes- 
spause unter Druck setzte, diese aufrecht zu 
erhalten, waren die Hauptbeweismittel ge- 
gen we Langa und Poindexter Dynamit, das 
die Polizei während einer Hausdurchsu- 
chung in we Langas Haus gefunden haben 
soll. Am Dynamit wurden weder Poindex- 
ters noch we Langas Fingerabdrücke ge- 


funden, und ihre Hände wiesen auch kein- 
erlei Spuren von Dynamit auf. Die Polizei- 
beamten, die die Hausdurchsuchung durch- 
führten, machten widersprüchliche Anga- 
ben über den Fundort. Kurz nach der Ver- 
urteilung brannte das Haus von Rice auf 
unerklärten Weise ab, damit war eine Über- 
prüfung der Polizeiaussagen vor Ort un- 
möglich. Marvin McClarty, ein damaliger 
Polizist, der bei der Razzia in we Langas 
Haus dabei, vermutete später, dass die Po- 
lizei das Dynamit mitbrachte. 

Weitere Beweise waren Spuren von Dy- 
namit, die in Poindexters Hemdtasche und 
we Langas Hosentasche gefunden wurden. 
Der Sachverständige der Staatsanwalt- 
schaft musste aber zugeben, dass sich sol- 
che Partikel auch in handelsüblichen 
Waschmitteln finden. 

Als Beweise für ein Motiv zitierte die 
Staatsanwaltschaft aus von we Langa und 
Poindexter verfassten Flugschriften gegen 
die Diskriminierung von Schwarzen und 
Polizeibrutalität. Frank Morrisson, ehema- 
liger Gouverneur von Nebraska und Poin- 
dexters Anwalt, sagte: „Sie wurden nicht 
wegen Mords verurteilt, sondern wegen 
Rhetorik. Das einzige, was diese junge Män- 
ner machten, war, gegen die herrschende 


Rassendiskrimi- 
nierung zu 
kämpfen ...“ 


In März 1974 
erklärte ein Bun- 
desberufungs- 
richter die Haus- 
durchsuchung 
bei we Langa für 
illegal und die 
4 Begründung ei- 

\3 H nes Polizeileut- 
PN nants für die 
Hausdurchsuchung für völlig unglaubwür- 
dig. Er hob die Verurteilung we Langas auf 
und ordnete einen neuen Prozess ohne die 
Wiederverwendung der Beweise über den 
angeblichen Dynamitfund an. 1975 be- 
stätigte ein weiteres Bundesberufungsge- 
richt dieses Urteil. 

Das Urteil wurde aber anschließend vom 
Obersten Gericht der USA wieder aufgeho- 
ben. Das Gericht entschied, dass es wegen 
der Hausdurchsuchung kein Anrecht aufei- 
ne Berufung beim Bundesgericht gibt, 
wenn ausreichende Möglichkeit in den ein- 
zelnen Gliedstaaten bestehe. 

Das Oberste Gericht Nebraskas aber lehn- 
te den Fall ab, mit der Begründung, die Frist 
sei abgelaufen. Seitdem sitzen we Langa 
und Poindexter in Haft. Ohne die Aussage 
von Duane Peak hätte wäre es nie und nim- 
mer zu einer Verurteilung gekommen, gab 
der damalige Staatsanwalt 1978 in einem 
Interview mit der Zeitung Washington Post 
zu. Peak wurde zu einer geringen Jugend- 
strafe verurteilt. Nach seiner Freilassung 
änderte er seinen Namen und galt lange Zeit 
als unauffindbar. 

Als ‘unauffindbar’ galt lange Zeit auch 
die Tonaufnahme des Notrufs, die Polizei 
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hatte damals behauptet, sie sei verschwun- 
den. Nach Aufdeckung des geheimen FBI- 
Programm COINTELPRO zur Verfolgung 
und Zerstörung der BPP, andere linksge- 
richtete Organisationen und Gruppierun- 
gen und der Bürgerrechtsbewegung wurde 
1978 das Gesetz Freedom of Information 
Act, das die US-Bürger Zugang zu ihren Po- 
lizeiakten eröffnete, erlassen. 

We Langa und Poindexter erwirkten die 
Freigabe von über Tausend Seiten Beweis- 
material, u.a. die schriftliche Anweisung 
des FBIs an die Polizei, die Tonbandauf- 
nahme an die Verteidigung nicht aus- 
zuhändigen, da diese eine Verurteilung ge- 
fährden könnte. Anschließend erzwangen 
sie die Freigabe der Tonbandkassette. 

Poindexters Anwalt behauptet, die Stim- 
me auf der Kassette sei nicht die eines Ju- 
gendlichen, und stellte einen Antrag; beim 
Gericht, Peak zu zwingen, eine Stimmpro- 


be abzugeben. Dies hat das Gericht nun be- 
willigt. Das einzige Problem ist, dass Peak 
mittlerweile in Bundesstaat Washington 
wohnt und eine erfolgreiche Durchführung 
vom Wohlwollen der Gerichte dieses Staa- 
tes abhängt. Omaha, Nebraska, 3.1.2006 
www.n2pp.info/ 


Rundreise 


Im Februar macht der afroamerikanische 
Journalist Linn Washington eine kurze 
Rundreise in Deutschland. Er spricht über 
die Todesstrafe und den Zustand des Jour- 
nalismus in den USA sowie über den Fall 
Mumia Abu-Jamals, dessen Kampf für die 
Aufhebung seiner Verurteilung zum Tod 
wegen angeblichen Mordes an einem Poli- 
zisten im Jahr 2006 in seine letzte, ent- 
scheidende Runde geht. 


Dienstag, den 21. Februar: Deutsch-Ame- 
rikanisches Institut Heidelberg, 20 Uhr; 
Thema: „Die Todesstrafe in den USA und 
Neues von Mumia Abu-Jamal“ 

Mittwoch, den 22. Februar: Deutsch- 
Amerikanisches Institut Freiburg, 20 Uhr; 
Thema: „The U.S. News, Media and Blacks“. 
Von Mumia wird in diesem Rahmen natür- 
lich ebenfalls die Rede sein. 

Donnerstag, den 23. Februar: Deutsch- 
Amerikanisches Institut Tübingen, 20 Uhr 
15; Thema: „US-Journalism, the Death 
Penalty and Mumia Abu-Jamal“ 

Freitag, den 24. Februar: Haus für De- 
mokratie und Menschenrechte, Berlin, 19 
Uhr; Thema „Die Todesstrafe in den USA 
und Neues von Mumia Abu-Jamal“. 

Die Veranstaltungen in Freiburg und Tü- 
bingen sind aufEnglisch; in Heidelberg und 
Berlin wird übersetzt. 


Dringender neuer Spenden- 
aufruf der Verteidigung von 
Mumia Abu-Jamal 


Januar 2006 
„Im Namen der Gerechtigkeit bitten wir Sie 
um Ihre Unterstützung und eine großzügige 
Spende im Rahmen Ihrer Möglichkeiten.“ 
Angela Davis, Sprecherin der US-Kampa- 
gne gegen die Todesstrafe 


Mit seinen Grüßen an die diesjährige 11. Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz in Berlin hat 
Rechtsanwalt Robert R. Bryan, Mumia Abu- 
Jamals Hauptverteidiger, die dringende Bitte 
verbunden, die Verteidigung gerade jetzt nicht 
im Stich zu lassen. Die Kosten für Reisen zu 
Anwaltsbesuchen im Todestrakt, die Suche 
nach neuen Entlastungszeugen und Beweis- 
mitteln mit Hilfe von sachkundigen privaten 
Ermittlern sowie die umfangreichen juristi- 
schen Prozeduren verschlingen im Monat 
rund 10.000 US-Dollar (» 8.000 Euro). Im Saal 
derKonferenz wurden daraufhin spontan über 
800 Euro gesammelt! 

Bislang wurde die Arbeit des nur aus An- 
wältInnen des Vertrauens bestehenden Teams 
ausschließlich mittels Spenden aus den USA 
und Europa finanziert. Diese Spenden fließen 
seit einiger Zeit leider nur noch minimal, wo- 
durch die Verteidigungsarbeit erheblich er- 
schwert und letztlich gefährdet wird. 

Die Anwältlnnen arbeiten seit Beginn ohne 
Honorar, können aber die anderen anfallen- 
den Kosten nicht mehr allein tragen. 

Das Team ist fachlich hochkarätig besetzt 
und bietet Gewähr, Mumia Abu-Jamals Wie- 
deraufnahmeverfahren auf der juristischen 
Ebene zum Durchbruch zu verhelfen. Es setzt 
sich zusammen aus: 

Robert R. Bryan aus San Francisco, Fach- 
anwalt für die Todesstrafe und langjähriges 
Vorstandsmitglied der National Coalition to 
Abolish the Death Penalty; 


Jill Culbert, Fachanwältin für die Todes- 
strafe in der Sozietät von Mr. Bryan; 

Steven W. Hawkins, Anwalt des Rechtshil- 
fefonds der NAACP (National Association for 
the Advancement ofColored People), Mitglied 
der National Conference ofBlack Lawyers und 
langjähriger Geschäftsführer der National Co- 
alition to Abolish the Death Penalty; 

Judith L. Ritter, Professorin für Rechtswis- 
senschaften an der Widener University School 
of Law, Delaware Campus. 


Die Notlage wenden! 


Die sich zuspitzende finanzielle Notlage trifft 
Mumia Abu-Jamal und sein Verteidi- 
gungsteam in einer Situation, in der der juri- 
stische Kampf um ein Wiederaufnahmever- 
fahren nun auf eine Entscheidung vor den 
Bundesgerichten zuläuft und es reale Chan- 
cen für einen neuen Prozess gibt, gleichzeitig 
aber die Kräfte, die auf eine Vollstreckung des 
Todesurteils drängen, unermüdlich öffentlich 
und hinter den Kulissen wirken. Die Verteidi- 
gung darfin dieser Situation nicht geschwächt 
werden! 

Robert R. Bryan: „Mehr denn je kommt es 
jetzt auf die Unterstützung und das Handeln 
der Solidaritätsbewegung an: Wenn wir ver- 
lieren, wird Mumia hingerichtet! Die Zeit läuft 
uns davon ...“ 

Die Kampagne gegen die Todesstrafe und 
zur Unterstützung von Mumia Abu-Jamal ist 
im Moment zahlenmäßig schwach, braucht 
deshalb jede erdenkliche Unterstützung beim 
Sammeln von Spenden. 

Jede/r kann ohne großen Aufwand etwas 
dafür tun, Mumia Abu-Jamal nicht seinen 
Henkern in Pennsylvania und Washington 
D.C. zu überlassen. (...) 


Jede Spende 


von Einzelnen, Gruppen und Organisationen 
ist willkommen und wird garantiert ohne Ab- 
züge an das Verteidigungsteam weitergeleitet. 
Darüber besteht zwischen Rechtsanwalt 


Bryan und dem IVK Bremen eine rechtsver- 
bindliche Vereinbarung. 


Weitere Möglichkeiten: 


Patenschaften: Das sind feste Beträge, die je- 
den Monat per Dauerauftrag auf dem Spen- 
denkonto eingehen. Sie helfen der Verteidi- 
gung besonders, weil sie dann jeden Monat 
mit einem finanziellen Grundstock kalkulie- 
ren kann. 

Darlehen: Wer sein Geld nicht spenden kann, 
aber einen bestimmten Betrag für ein bis zwei 
Jahre zur Verfügung stellen kann, bekommt 
einen verbindlichen Darlehensvertrag, der auf 
Wunsch auch den Ersatz des Verlustes der 
Sparzinsen einschließt. (Bitte genauere Infor- 
mationen beim IVK anfordern!) 


Spendenkonto for BR Deutschland und um- 
liegendes europäisches Ausland: 

Unter dem Stichwort „Verteidigung Spen- 
den bitte an: 

Archiv 92/Sonderkonto Jamal 

S.E.B. Bank Bremen 

Konto-Nr. 100 8738 701 (BLZ 290 101 11) 
(Überweisungen aus EU-Ländern: 

IBAN DE78 2901 0111 1008 7387 01 - BIC: 
ESSEDDE5F290) 


Abschließend Angela Davis’ Mahnung, die sie 
selbst auf der letztjährigen 10. Internationa- 
len Rosa-Luxemburg-Konferenz in Berlin ins 
Zentrum ihres Vortrages gestellt hat: 

„Ich möchte betonen, dass wir alle aufste- 
hen sollten für die Freiheit von Mumia Abu- 
Jamal, nicht nur, weil er ein Opfer der Todes- 
strafe werden könnte, sondern auch, weil er 
einer der einflussreichsten intellektuellen Füh- 
rer der Bewegung gegen die Todesstrafe in den 
USA und weltweit ist!“ 


Internationales Verteidigungskomitee (IVK) 

Postfach 150 530, D-28095 Bremen, 
www.freedom-now.de, email: info@freedom- 
now.den/Fax 0421-354029, Mobil/cell: 
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Guantanamo 


Zwangsernährung 
gegen Hungerstreik 


Nach Berichten mehrerer Zeitungen, u.a. 
The New York Times und The Guardian, und 
des Nachrichtendienstes AP werden hun- 
gerstreikende Gefangene auf Guantanamo 
zwangsernährt, um sie zu zwingen, ihren 
Hungerstreik abzubrechen. 

Laut Angaben des US-Militärs traten im 
August 76 der ca. 550 Gefangene in den 
Hungerstreik, um gegen ihre Haftbedin- 
gungen zu protestieren. Mitte September 
waren es schon 131 und Ende Dezember 
immer noch 84. Anwälte der Gefangene be- 
haupten, diese Zahlen seien zu niedrig. 

Um den Hungerstreik zu brechen, begann 
das Militär Ende Dezember sog. ‘Komfort- 
gegenstände, Bücher, Bettdecken, Hand- 
tücher, Schuhe u.ä. zu beschlagnahmen. 
Hungerstreikenden wurden in kalte, klima- 
tisierte Zellen verlegt und von Soldaten 
festgehalten, während Ärzte einen langen 
Plastikschlauch durch die Nasenöffnungen 
in den Magen einführten, um sie zwangs- 
zuernähren. 

Seit einigen Wochen werden die Hunger- 
streikenden bei der Zwangsernährung zu- 
nehmend an sog. ‚Zwangsstühle’, elektri- 
sche Stühle ohne Stromzufuhr, festgebun- 
den. In einem Interview mit der New York 
Times sagte ein Vertreter der Hersteller der 
Emergency Restraint Chair, dass die Firma 
im Dezember fünfund in Januar weitere 20 
Stühle an das Militär auslieferte. Die Stüh- 
le werden normalerweise bei gewalttätigen 
Insassen in Gefängnissen und Psychiatrie- 
anstalten eingesetzt. 

Seit Einführung der Zwangsernährung ist 
der Anzahl der Hungerstreikenden auf vier 
zurückgegangen, drei davon werden 
zwangsernährt. Joshua Colangelo-Bryan, 
der Anwalt von drei Gefangene aus Bah- 
rain, erklärte, dass Anfang Februar einer 
seiner Mandanten, Jum’ah al-Dossari, ihm 
gegenüber erklärt hätte, mehr als die Hälf- 
te von 34 Langzeit-Hungerstreikenden hät- 
ten den Streik abgebrochen, nachdem eini- 
ge von ihnen infolge des gewalttätigen Ein- 
führens und Entfernens der Schläuche blu- 
teten oder bewusstlos wurden. 

Thomas Wilner, der Anwalt von sechs Ku- 
waitis, sagte: „Es ist offensichtlich, dass die 
Regierung durch die Anwendung von Ge- 
walt und brutalen und inhumanen Be- 
handlungen“ die Hungerstreikenden dazu 
gezwungen habe, ihren Streik zu beenden. 
„Es ist eine Schande“. 

Anwälte meinen, dass die neuen Maß- 
nahmen eine direkte Auswirkung eines 
neulich verabschiedeten Gesetzes sind, wel- 
ches den Zugang der Gefangenen zu US- 
Gerichten drastisch einschränkt. Viele An- 
träge der Anwälte sind von den Gerichten 
erst mal auf Eis gelegt. „[D]as Militär wird 
ermutigt, noch extremere Maßnahmen ge- 
genüber den Gefangenen anzuwenden“, er- 


klärte die Anwältin Sarah Havens. „Die Ge- 
richte werden sich jetzt raushalten“. „Offi- 
ziere erklärten den Hungerstreikenden, 
dass, wenn sie den USA den Kampf ansa- 
gen, die USA ihnen umgekehrt den Kampf 
ansagen“, sagte al-Dossari. 

In einer in Januar veröffentlichten Un- 
tersuchung kam Professor Mark Denbeaux 
von der Universität Seton Hall in Newark, 
New Jersey, zu dem Ergebnis, dass Anga- 
ben der US-Regierung zufolge 

1. 55% der Inhaftierten auf Guantanamo 
keine feindliche Tat gegen die USA oder ih- 
re Verbündeten begangen hatten; 

2. nur 8% der Inhaftierten als Kämpfer 
von Al-Kaida bezeichnet werden. Von den 
restlichen Inhaftierten gibt es bei 40% von 
ihnen keine nachweisbare Verbindung zu 
Al-Kaida und bei 18% von keine nach- 
weisbare Verbindung zu Al-Kaida oder zur 
Taliban; 

3. zahlreiche Personen einfach aufgrund 
von Verbindungen zu einer großen Anzahl 
von Gruppierungen, die nicht auf der Ter- 
rorliste der Heimatschutzbehörde stehen, 
verhaftet wurden; 

4. nur 5% der Inhaftierten von US-Streit- 
kräften und 86% von Pakistan oder der Nor- 
dischen Allianz verhaftet wurden. Diese 
86% wurden zu einer Zeit verhaftet, als die 
USA große Summen als Kopfgeld für feind- 
liche Kämpfer ausgesetzt hatten; 

5. denjenigen, die nicht mehr als feindli- 
che Kombattanten bezeichnet werden, 
überwiegend Uighers, schwerer wiegende 
Straftaten vorgeworfen als vielen, die im- 
mer noch als feindliche Kombattanten fest- 
gehalten werden. 


Ärztekammer Ankara gegen Isolation 
und für Einhaltung ethischer Prinzipien 


„Das Gefängnisproblem kann 
nicht medizinisch gelöst wer- 
den, sondern nur politisch.” 


Nachdem die Zwangsernährung von Ser- 
dar Demirel das 121. Todesopfer in türki- 
schen Gefängnissen mit sich brachte, rich- 
tete die Ärztekammer von Ankara in einer 
schriftlichen Erklärung vom 19. Januar ei- 
nen weiteren Aufruf an die türkische Re- 
gierung, die Isolationspolitik zu beenden. 
Unter anderem wurde die Zwangsbehand- 
lung des Todesfastenden Serdar Demirel als 
Missachtung ärztlicher Prinzipien verur- 
teilt. Die Ärztekammer teilte in ihrer Er- 
klärung mit: „Mit Trauer und Sorge müs- 
sen wir feststellen, dass dem Sterben selbst 
nach dem 121. Todesopfer keine Beachtung 
beigemessen wird“. 

Die Ärztekammer erklärte weiter, dass die 
Wurzeln des Problems bei den ‘negativen 
Auswirkungen aufdie körperliche und psy- 
chische Gesundheit des Menschen, verur- 
sacht durch die F-Typ Gefängnisse und die 
Isolationsbedingungen, liegen. 

Bei einem Bildungsseminar der Ärzte- 


kammer von Ankara zum Thema „Medizi- 
nische Untersuchung von Gefangenen und 
gerichtliche Befunde anhand der aktuellen 
Entwicklungen“ wurde die Frage der Isola- 
tion und Zwangsernährung ebenfalls auf- 
gegriffen. Außerdem betonte der gerichts- 
medinizische Experte Dr. Sebnem Korur 
Fincanci, dass Patientinnen oder Patienten 
nicht in Ketten oder Handschellen behan- 
delt werden können und dass die ethischen 
Prinzipien, selbst in jenen Fällen, in denen 
das Gesetz es anders verordnen will, nicht 
missachtet werden dürften. Financi unter- 
strich ebenfalls, dass die ÄrztInnen zwi- 
schen PatientInnen, die aus freier Ent- 
scheidung in einen Hungerstreik getreten 
sind und im bewussten Zustand die Be- 
handlung verweigern, und solchen Patien- 
tInnen, die einen Selbstmordversuch un- 
ternommen haben, deutlich unterscheiden 
sollten. 

(Quelle: Halkin Sesi, 1. Februar 2006) 


Peru 


Gerechter Prozess 
für die politischen 
Gefangenen 


Wir dokumentieren im Folgenden einen 
Offenen Brief sowie einen Begleitbrief des 
Per Solidaritätskomitees München. Ob- 
wohl die Frist zur Unterzeichnung leider 
schon verstrichen ist, ist jede Solida- 
ritätsäußerung nach wie vor willkommen. 

Putzbrunn, den 26. Januar 2006 


Liebe Freundinnen, liebe Freunde, 

das Peru Solidaritätskomitee München 
möchte den als Anhang beigefügten offe- 
nen Brief, der sich an die peruanische Re- 
gierung und Öffentlichkeit richtet und in 
dem gerechte Prozess für die politischen 
Gefangenen gefordert werden, mittels einer 
bezahlten Anzeige in der peruanischen Ta- 
geszeitung La Repüblica veröffentlichen 
und bittet Sie/Euch um Unterstützung. Ziel 
dabei ist es, eine gewisse Gegenöffentlich- 
keit herzustellen und zu zeigen, dass die ak- 
tuellen Prozesse auch im Ausland Beach- 
tung finden. 

Die große Mehrzahl der politischen Ge- 
fangenen wurde auf Grundlage der 1992 
von der ehemaligen zivilmilitärischen Dik- 
tatur Fujimoris erlassenen „Anti-Terror“- 
Gesetze abgeurteilt. Diese Gesetzgebung 
stand jedoch nicht im Einklang; mit den in- 
ternationalen Standards für faire Gericht- 
sprozesse und hatte Missbrauch und Ver- 
letzung der fundamentalsten Menschen- 
rechte zur Folge. 

Nach dem Fall der Fujimori-Diktatur im 
Nov./Dez. 2000 fällte das peruanische Ver- 
fassungsgericht unter der neuen Regierung 
von Präsident Alejandro Toledo im Januar 
2003 bzgl. der „Anti-Terrorismus“-Gesetz- 
gebung das Urteil, dass lebenslange 


13 


Haftstrafen und Verfahren gegen Zivilisten 

vor Militärgerichten verfassungswidrig sei- 

en und es wurden zudem folgende Dekrete 
erlassen: 

- Haftstrafen, die von Militärgerichten für 
„terroristische“ Vergehen ausgesprochen 
worden sind, wurden für ungültig erklärt. 

- Personen, deren Verfahren vor Militärge- 
richten stattgefunden hatten, haben das 
Recht auf eine Wiederaufnahme ihres 
Verfahrens vor einem Zivilgericht. 

- Von „gesichtslosen Richtern“ durchge- 
führte Verfahren werden neu aufgenom- 
men. 

- Die Länge der Haftstrafen, die aufgrund 
der „Anti-Terrorismus“-Gesetze ver- 
hängt werden können, soll modifiziert 
werden. 

Zur Zeit laufen die Gerichtsverhandlun- 
gen gegen die Führungspersönlichkeiten 
der „Revolutionären Bewegung Tüpac 
Amaru - MRTA (Movimiento Revoluciona- 
rio Tupac Amaru) Victor Polay Campos, Pe- 
ter Cärdenas Shulte, Miguel Wenceslao Rin- 
con Rincon (Bild vom Prozess). 

Tomäs Borge, Gründungsmitglied der 
Frente Sandinista in Nicaragua und selbst 


TI 


ehemaliger politischer Gefangener unter 
der Somoza-Diktatur sagt mit Recht, dass 
es sich in Bezug auf Victor Polay Campos 
um den wahrscheinlich am schlechtesten 
behandelten Gefangenen Lateinamerikas 
handelt und in seinem Fall fordert das UN- 
Menschenrechtskomitee in einem Gutach- 
ten bereits seit 1998 einen fairen Prozess 
nach international anerkannten Standards. 

Bzgl. der Finanzierung der bezahlten An- 
zeige bitten wir nach Möglichkeit Einzel- 
personen um 20 Euro und Organisationen 
um 30 Euro Unterstützung. 

Eine Viertel Seite in der Tageszeitung „La 
Repüblica“ kostet ca. 600 Euro. Sollte es aus 
irgendwelchen Gründen mit der Veröffent- 
lichung in der „Repüblica“ oder einer an- 
deren Tageszeitung nicht klappen, bzw. soll- 
te der gespendete Betrag die 600 Euro über- 
steigen, so gestatten wir es uns die Gelder 
im Sinne der Gefangenen zu verwenden. 

Die unterzeichnende Person/Organisati- 
on erklärt sich mit der Veröffentlichung 
einverstanden. 

Wir würden es sehr begrüßen, wenn 
Sie/Ihr den Offenen Brief auch über 
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Ihren/Eueren Verteiler weiter verbreiten 
könnten/könntet. 
Wir erwarten Ihre/Euere Antwort bis zum 
10. Februar 2006 
Solidarische und 
Grüsse 


internationalistische 


An die Regierung der Republik Peru 
An die peruanische Öffentlichkeit 


Offener Brief 


Gerechte Prozesse für Victor Polay 
Campos und die anderen politischen 
Gefangenen 


Die unten Unterzeichnenden aus der Bun- 
desrepublik Deutschland erklären Folgendes: 

Fast alle Gefangenen der Revolutionären 
Bewegung Tupac Amaru (MRTA) befinden 
sich seit mehr als zehn Jahren im Gefängnis. 
Sie wurden unter der Diktatur von Fujimo- 
ri-Montesinos in absolut unfairen Prozessen 
verurteilt, in denen die Rechtsstandards nicht 
respektiert wurden. Die polizeilichen Er- 


mittlungsakten wurden als Beweismittel zu- 
gelassen. Die einfache Erklärung eines Kron- 
zeugen war Beweis genug, um jemanden ein- 
zusperren. Die Unschuldsvermutung wurde 
nicht respektiert, und es gab keine adäqua- 
te juristische Verteidigung. 

Die so genannten Antiterrorismus-Geset- 
ze, die die rechtliche Basis für die Prozesse 
bilden, sind verfassungswidrig, und eine dar- 
aus resultierende Konsequenz sind die un- 
verhältnismäßig hohen und in vielen Fällen 
ungerechten Strafen. Lebenslang, 30 und 25 
Jahre hießen die allgemein hin ausgespro- 
chenen Urteile gegen die politischen Gefan- 
genen. 

Speziell während der Fujimori-Diktatur 
waren die Haftbedingungen extrem un- 
menschlich. Viele der politischen Gefange- 
nen wurden gefoltert. Auch nach dem Sturz 
Fujimoris war, gemäß dem Jahresbericht 
2005 von Amnesty International, die Be- 
handlung der Gefangenen „häufig grausam, 
unmenschlich und erniedrigend.“ 

Wir beziehen uns auf das Hochsicher- 
heitsgefängnis der Marinebasis von EI Cal- 
lao, wo sechs Personen inhaftiert sind, unter 


ihnen Victor Polay Campos, Peter Cardenas 
Shulte und Miguel Wenceslao Rincon Rinc- 
on, Führungspersönlichkeiten der Revolu- 
tionären Bewegung Tüpac Amaru (MRTA). 

Die extrem unmenschlichen Haftbedin- 
gungen, denen Victor Polay Campos seit 
mehr als zwölf Jahren ausgesetzt ist, wurden 
von verschiedenen internationalen Men- 
schenrechtsorganisationen bestätigt und als 
willkürliches und inhumanes Haftregime ge- 
kennzeichnet. Zudem haben die Menschen- 
rechtsorganisationen den peruanischen 
Staat nachdrücklich zur sofortigen Verle- 
gung der Internierten in andere Haftzentren 
aufgefordert. 

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass es 
in der Welt nur zwei Militärgefängnisse gibt, 
in denen Zivilpersonen inhaftiert sind: die 
nordamerikanische Militärbasis von Gu- 
antänamo in Cuba und die Marinebasis von 
El Callao in Peru. 

Die MRTA-Gefangenen befinden sich aus 
politischen Gründen im Gefängnis. Sie grif- 
fen zu den Waffen, um gegen die etablierte 
Ordnung mit ihrer sozialen Ungerechtigkeit 
zu kämpfen, um eine Gesellschaft mit mehr 
Menschlichkeit, mehr Gleichheit, eine Ge- 
sellschaft der Würde und Gerechtigkeit zu 
schaffen. Sie sind Rebellen und keine Terro- 
risten. Die Wahrheits- und Versöhnungs- 
kommission untersuchte die Menschen- 
rechtsverletzungen, die während des be- 
waffneten Konfliks in Peru geschahen, und 
stellte fest, dass die MRTA „für ihre Aktio- 
nen von seinen Mitgliedern forderte Abzei- 
chen zu benutzen um sich von der Zivilbe- 
völkerung zu unterscheiden, sie unterließ es 
die unbewaffnete Bevölkerung zu anzugrei- 
fen ....“ 

Wir begrüßen das Urteil des Verfassungs- 
gerichts, in dem alle von Militärtribunalen 
und Richtern ohne Gesicht durchgeführten 
Prozesse annulliert wurden und neue Pro- 
zesse zugesagt wurden. 

Wir fordern für die politischen Gefange- 
nen: 

Gerechte Prozesse nach internationalen 
Standards. Die polizeilichen Ermittlungsak- 
ten können und dürfen nicht gegen die An- 
geklagten verwendet werden. Die Erklärun- 
gen eines Kronzeugen, oftmals ohne Funda- 
ment, dürfen nicht als Beweis in den Pro- 
zessen benutzt werden. Es hat die Un- 
schuldsvermutung zu gelten. 

Die unverhältnismäßig hohen Strafen wie 
lebenslänglich, 30 und 25 Jahre, haben nicht 
das Ziel das Individuum zu sozialisieren. Im 
Gegenteil, so wird versucht das Individuum 
moralisch und physisch zu zerstören. Für die 
Gefangenen fordern wir, dass es ihnen ge- 
stattet wird, sich in die Gesellschaft und ih- 
re Familien wieder einzugliedern. 

In den Prozessen gegen die Führungsper- 
sönlichkeiten der MRTA, die in der Öffent- 
lichkeit als „Megaprozess“ bezeichnet wer- 
den, stehen die Vertreter der Justiz der Her- 
ausforderung gegenüber zu demonstrieren, 
dass sie unabhängig und ohne Druck urtei- 
len werden und nur das anwenden werden, 
was die Verfassung vorgibt. 


Egal in 
welchem Land 


... während Kriegen sind die 
am stärksten Betroffenen immer 
die Gefangenen. 


Was viele nicht wissen, oder nur am Ran- 
de wahrnehmen, ist die Tatsachen, dass die 
israelische Besatzungsarmee über 8500 
Männer, Jugendliche, Frauen und Kinder 
unter katastrophalen Haftbedingungen in 
28 israelischen Gefängnissen und Haftan- 
stalten gefangen hält. 

Was sich dort seit Jahren tagtäglich ab- 
spielt, ist pure sadistische Selbstbefriedi- 
gung der israelischen Militärs. 

Die Besatzungsmacht benützt, auch wenn 
im internationalen Plan geächtet, die Fol- 
ter als normales Verhörmittel, denn Israel 
ist der einzige Staat in der kapitalistisch, 
orientierten Welt, der die Folter erlaubt und 
legalisiert hat. Für die Behörden ist sie ein 
offizielles Mittel. Politisch unterstützt und 
juristisch abgedeckt. 1996 erhielt die Sha- 
bak (Interner israelischer Sicherheits- und 
Informationsdienst) das Recht, die Folter als 
Mittel von körperlichem Druck an palästi- 
nensischen Gefangenen auszuüben. 

Von Anfang an sind die Betroffenen Fol- 
ter und Angst ausgesetzt. Die israelischen 
Soldaten fesseln die Gefangenen mit Ka- 
belbindern und verbinden ihnen die Augen, 
bevorsie in militärische Jeeps gestoßen und 
weggebracht werden. 

Oft werden die palästinensischen Men- 
schen willkürlich an Checkpoints oder 
plötzlichen Armeesperren verhaftet. Auf 
offener Straße gekidnappt oder in Univer- 
sitäten und Schulen festgenommen. 

Die meisten der Gefangenen haben ne- 
ben Schlägen und Brutalitäten auch ande- 
re Arten von Folter erlitten: in den Kühl- 
schrank stecken, einen Sack über den Kopf 
stülpen, in aufrechter Position während 
längerer Zeit still stehen, mit verbundenen 
Händen und Füssen über einen Stuhl ge- 
streckt oder Schlaf- und Nahrungsentzug. 

Viele PalästinenserInnen wurden durch 
Schussverletzungen verhaftet und ansch- 
ließend medizinisch nicht betreut. Was das 
Gesundheitswesen und 
die medizinischen Kon- 
trollen anbetrifft, sind die 
Haftanstalten sehr dürftig 
eingerichtet. Viele hätten 
einen lebensrettenden, 
chirurgischen Eingriff 
nötig. Aber stattdessen 
verweigern die Behörden 
die Einlieferung in ein 
Spital, und die Betroffe- 
nen siechen dahin. Über 
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Eingeschlossene ggggäEhhhhhh 


sind chronisch krank. Un- | 
zählige leiden an Herz- oder "FW 
Rückenkrankheiten. Sprech- 
problemen. Sehschwierigkei- 
ten. 

Für sämtliche Krankheiten, 
ob schwerwiegend oder 
nicht, gibt es ein einziges Me- 
dikament. Acamol. Ein so ge- 
nanntes Schmerzmittel. 
Manchmal werden die Ge- 
fangenen von medizinischen } 
Spezialisten völlig unvorbe- 
reitet überrascht und mit 
falschen Gesundheitsver- 
sprechungen zu Kollaborati- 
on oder Geständnissen ver- - 
führt. 

Hunderte von Gefangenen 
sind an den Folgen von Fol- 
ter, Inhaftierung oder medi- _ 
zinischer Schlamperei in den 
Gefängnissen gestorben. Ei- 
nige Tage, Monate oder auch 
Jahre danach. 

Tausende von den politisch 
Verfolgten sind in sogenann- 
ter Administrationshaft. Das 
heißt: ohne Urteil oder legaler Vorladung. 

Im Rahmen einer Zusammenarbeit hat 
das Mandela-Institut in Ramallah gemein- 
sam mit dem Zentrum für Rechtliche Un- 
terstützung Palästinas am 20. April 2005 
zwei Besuche in das Frauengefängnis von 
Telmond organisiert. Rechtsanwalt Rateb 
Mhaysen hat mit acht inhaftierten Frauen 
gesprochen und präzisiert in seinem Rap- 
port die extrem mühsamen Konditionen der 
Frauen. Tagtägliche Schikanen seitens der 
Gefängnisdirektion. Provokationen. 
Demütigungen und andere grässliche Be- 
handlungen. Werden sie vor die Richter zi- 
tiert, müssen sie sich körperliche Wider- 
lichkeiten bis auf die Haut gefallen lassen. 

Die Gefängnisdirektion hält die Gefange- 
nen in zwei Abteilungen von je achtzehn 
Zellen. Vier davon sind 7x3m2 groß, und 
in jeder sind acht Frauen eingepfercht. Im 
Raum selbst gibt es auf minimalster Fläche 
eine Toilette ohne Lüftung. 

Im gleichen Sektor befinden sich vierzehn 
kleinere Zellen. Je 1,5x2m2. In jeder leben 
zwei Inhaftierte und manchmal auch drei. 
Eine Belüftung existiert praktisch nicht und 
weil es keine frische Luft und Sonne gibt, 
stinkt es bestialisch. Die Zellen sind von Un- 
geziefer übersät. Die Nahrung ist schlecht 
und ungenügend. Mal- 
zeiten für drei Frauen rei- 
chen nicht einmal für ei- 
ne Einzige. 

Unter extrem un- 
menschlichen Verhält- 
nissen leidet z.B. auch die 
Gefangene Manal Gha- 
nem. Als sie im April 
2003 verhaftet wurde, 
war sie schwanger. Ge- 
fesselt an Händen und 
Füssen gebar sie ihren 


Sohn im Gefängnis 
von Hasharon. Nour 
ist der jüngste Gefan- 
gene. Heute ist er fast 
3 Jahre alt und immer 
noch zusammen mit 
all den andern Frauen 
eingesperrt. 


Die israelische Re- 
gierung führt eine sy- 
stematische Repressi- 
onspolitik gegen die 
Kinder. 

Seit der Al-Agsa In- 
tifada (28.9. 2000) 
wurden mehr als 3500 
Kinder verhaftet. Da- 
von sind 288 immer 
‚ noch im Gefängnis. 

Rechtsanwalt Nazih 
Abu Tin vom Mande- 
la Institut Ramallah 
hat inhaftierte Ju- 
gendliche besucht. Er 
hält fest, dass der Zu- 
stand der Kinder er- 
schreckend ist. Die 
Haftbedingungen entsprechen nicht einmal 
den minimalsten internationalen Kriterien. 
Hunde werden in die Zellen gejagt. Die 
Elektrizität unterbrochen. Pflege und Me- 
dikamente verweigert. Zwei Betten für drei. 
Kein Sonnenlicht. Kaum Belüftung. Die 
Kinder sind isoliert. Ohne Rechte. Famili- 
enbesuche werden oft verweigert. Folter ist 
an der Tagesordnung und werden die Knir- 
pse verurteilt, dann vor dem Militärgericht. 


Langzeitgefangene sind solche Menschen 
die seit über 25 Jahren festgehalten wer- 
den. Sechs sind zu mehrfach Lebensläng- 
lich und sechsundzwanzig, zu mehr als 20 
Jahren verurteilt. 

369 Gefangene wurden vor der Gründung 
der palästinensischen Autonomiebehörde 
1994 verhaftet. 

Alle befinden sich in traumatisierten Zu- 
ständen. Es wird weder auf ihr Alter, die 
Anzahl der Jahre, die sie schon inhaftiert 
sind, noch auf ihre Krankheiten, die sie 
langsam auffressen, Rücksicht genommen. 
Mit nächtlichen Durchsuchungen, vagen 
Überweisungen von einem Gefängnis in ei- 
ne andere Sektion werden schlussendlich 
ein instabiles Klima und weitere psychische 
Leiden geschaffen. Zusätzlich werden sie, 
wie die Kinder oder alle anderen Gefangen, 
wegen Nichtigkeiten, mit hohen Geldstra- 
fen bestraft. 


Vor diesen Realitäten verschließt sich die 
Weltöffentlichkeit obwohl verschiedene 
Menschenrechtsorganisationen wie Amne- 
sty International, Medecines sans Frontie- 
res, viele andere NGO’s und Rechtsanwäl- 
tInnen eine klare Sprache sprechen. Eine 
Sprache, die alarmiert und z.B. auch zur 
Gründung von sa’wijan schweiz führte. Im 
Gegensatz zu Europa, das nur ungern öf- 
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fentlich Stellung bekundet, wenn es um 
Palästina oder gar die Schwächsten in der 
palästinensischen Bevölkerung geht, steht 
sa'wijan schweiz mit all den anderen welt- 
weit gleichgesinnten Organisationen zu 
Palästina. Versucht, das Leiden der palästi- 
nensischen politischen Gefangenen und ih- 
rer betroffenen Familien wenigstens von 
außen etwas zu lindern. Durch direkte fi- 
nanzielle Unterstützung wird die Mitfinan- 
zierung von zum Beispiel: zusätzlicher 
Ernährung/ lebenswichtigen Medikamen- 
ten/ juristischer Beratung/ monatlichem 
Zustupf für die Familien etc. möglich. Aber 
auch nach der Entlassung. Zur Wiederein- 
findung in den Alltag. 

sa'wijan schweiz, was auf deutsch zu- 
sammen/gemeinsam heißt, bietet auch die 
Möglichkeit von Patenschaften. Durch die 
Übernahme einer Patenschaft ist der per- 
sönliche Kontakt mit der Familie und sei- 
nem Schützling, verknüpft. 

Spende oder Patenschaft, beides ist Aus- 
druck von menschlicher Anteilnahme, Mit- 
denken und Solidarität. 

So oder so - wir danken mit der Nasen- 
spitze bis zum Knie, denn wir können nur 
helfen wenn Sie mithelfen. 

sa wijan schweiz 


.. ein Verein von Frauen und Männern 
ohne Alter/mit vielfältigen Berufen/ver- 
schiedenen politischen Ansichten, Konfes- 
sionen und Ländern. 

Postfach 2310 CH-8031 Zürich 
Email:sawijan@bluewin.ch 
234545-4 

Text:Marcel Weibel/Tscherina von Moos 
marcel.weibell @bluewin.ch 
tscherina@bluewin.ch 

Fotos: von Freunden 

Quellennachweise: Mandela Institut /Palästina: 
http://www.mandela-palestine.org 

Human Rights Watch / NY http://www.hrg.org 
Nadi al-asir al-Filistini/Palästina http://www.pps- 
mo.org 

allgemeine Palästina-Infos http://www.palaesti- 
na.org 
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Abschiebestopp 
(durchgesetzt 


Teilerfolg im Kampf gegen 
Abschiebungen erzielt 


Das Innenministerium in Mecklenburg-Vor- 
pommern erließ am 7. Februar 2006 einen vor- 
läufigen Abschiebestopp nach Togo, als bis- 
her einziges Bundesland. Das ist ein großer Er- 
folg der antirassistischen Bewegung - aber 
noch lange kein Sieg. Jetzt gilt es, die 
grundsätzliche Anerkennung togolesischer 
Flüchtlinge als asylberechtigt durchzusetzen. 

Mehr als 300 togolesische Flüchtlinge allein 
aus Mecklenburg-Vorpommern sollten in den 
kommenden Wochen abgeschoben werden. 
Dagegen regte sich Widerstand bis in die Re- 
gierung Mecklenburg-Vorpommerns: Neben 
der Kampagne gegen die Diktatur in Togo, 
Flüchtlingsgruppen, antirassistischen Initiati- 
ven und der Bundestagsfraktion der Links- 
partei forderten auch die mecklenburgische 
PDS-Frakion, ihres Zeichens Koalitionspart- 
ner der SPD, und alle Mitglieder des Petiti- 
onsausschusses des Schweriner Landtags par- 
teiübergreifend den Erlass eines vorläufigen 
Abschiebestopps. Doch Innenminister Gott- 
fried Timm (SPD) zeigte sich davon unbeein- 
druckt, noch am 31. Januar ließ er den Oppo- 
sitionellen Alassane Moussbaou in einer 
Nacht-und-Nebel-Aktion nach Togo ausflie- 
gen. 

Am 7. Februar 2006 kursierte das Gerücht, 
Timm habe Abschiebestopp erlassen. Die Pres- 
sestelle des Schweriner Innenministeriums be- 
stätigte diese Meldung gegenüber der Tages- 
zeitung Neues Deutschland (ND). Ein Presse- 
sprecher sagte, der Erlass gelte, bis das Aus- 
wärtige Amt einen neuen Lagebericht zu To- 
go veröffentlichen werde. Wie lange das dau- 
ert, kann niemand sagen, nicht einmal die 
Pressestelle des Auswärtigen Amtes in Berlin: 
Der Bericht sei so geheim, dass nicht einmal 
das Datum seiner Veröffentlichung bekannt 
werden dürfe, erläuterte ein Pres- 
sesprecher dem ND. 

Bereits einen Tag vorher, am 6. 
Februar 2006, wurde überra- 
schend die Abschiebehaft für 
Adzrakou Komi Anani aufgeho- 
ben. Der togolesische Oppositio- 
nelle war am 16. Januar 2006 in 
die Abschiebeabteilung der Ju- 
stizvollzugsanstalt (JVA) Bützow | 
verbracht worden und umgehend 
in den Hungerstreik getreten. We- 
nige Tage später wurde er ge- 
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meinsam mit Mousbaou, der sich dem Pro- 
testfasten angeschlossen hatte, in die Kran- 
kenstation der JVA verlegt. Von dort aus wur- 
de ernach der Abschiebung Mousbaous in die 
Warnow-Klinik nach Rostock verlegt, dort to- 
tal abgeschirmt, mit Fußfesseln ans Bett ge- 
kettet und strengstens bewacht. Inzwischen ist 
erein freier Mann und setzt seinen Widerstand 
gegen das Regime in Togo und die Kollabora- 
tion der Bundesergierung fort. 

Dass die Situation in Togo sich nach den 
Wahlen im April 2005 drastisch verschärfte, 
ist den deutschen Behörden durchaus bekannt. 
Trotzdem wird in das westafrikanische Land 
abgeschoben. Die grundsätzliche Entschei- 
dung über Asylanträge obliegt dem Bundes- 
amt für Flüchtlingsfragen (BAFL) in Nürnberg. 
Das Bundesamt entscheidet aufgrund der Be- 
richte über die asyl- und abschiebungsrele- 
vante Situation der jeweiligen Länder, die vom 
Auswärtigen Amt verfasst werden. Diese so 
genannten Lageberichte werden auch bei Asy- 
lverfahren vor Gericht herangezogen. Im Fal- 
le von Togo konstatierte das Auswärtige Amt 
bereits in der Vergangenheit die „faktische Al- 
leinherrschaft“ Gnassingbe Eyademas, eine 
„nicht als unabhängig“ zu bezeichnende Ju- 
stiz, massive Menschenrechtsverletzungen, 
mangelnde Pressefreiheit, Repressionen vor 
allem gegen regimekritische Medien sowie 
Journalisten und Verleger, „überaus harte 
Haftbedingungen“, „das wiederholte Eingrei- 
fen der Sicherheitskräfte in die innenpoliti- 
sche Auseinandersetzung‘“, eine „große Dis- 
krepanz zwischen Verfassung sowie geltenden 
Rechtsnormen einerseits und ihrer tatsächli- 
chen Beachtung und Umsetzung anderer- 
seits“, kurzum, „ein Klima subtiler politischer 
Einschüchterung“ in dem durchaus handfeste 
Methoden wie extralegale Hinrichtungen an- 
gewandt werden (Lagebericht vom 7. Juni 
2004). Doch in all dem sieht das BAFL keinen 
Grund, politische Verfolgung anzuerkennen 
und Asyl zu gewähren - anders als die Behör- 
den in der Schweiz, dort werden 70% aller 
Flüchtlinge aus Togo anerkannt. 

Birgit Gärtner 


breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
Hamburg m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Ei- 
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